
EINLADUNG ZUR ORDENTLICHEN HAUPTVERSAMMLUNG

FRESENIUS SE & Co. KGaA

Bad Homburg v. d. H.

ISIN: DE0005785604 // WKN: 578560

ISIN: DE0005785620 // WKN: 578562

ISIN: DE000A1YDGG4 // WKN: A1YDGG

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am Freitag, dem 16. Mai 2014, um 10.00 Uhr im Congress Center 

Messe Frankfurt, Ludwig-Erhard-Anlage 1, 60327 Frankfurt am Main, stattfindenden

ordentlichen Hauptversammlung

ein.

Tagesordnung

1.	� Vorlage des vom Aufsichtsrat gebilligten Jahresabschlusses und Konzernabschlusses, der Lage­

berichte für die Fresenius SE & Co. KGaA und den Konzern, des erläuternden Berichts der persönlich 

haftenden Gesellschafterin zu den Angaben nach § 289 Abs. 4 und Abs. 5 und § 315 Abs. 4 HGB 

sowie des Berichts des Aufsichtsrats der Fresenius SE & Co. KGaA für das Geschäftsjahr 2013; 

Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses der Fresenius SE & Co. KGaA für das 

Geschäftsjahr 2013 

Der Aufsichtsrat hat den von der persönlich haftenden Gesellschafterin aufgestellten Jahresabschluss 

und den Konzernabschluss entsprechend § 171 AktG gebilligt. Gemäß § 286 Abs. 1 AktG erfolgt die 

Feststellung des Jahresabschlusses durch die Hauptversammlung; im Übrigen sind die vorgenannten 

Unterlagen der Hauptversammlung zugänglich zu machen, ohne dass es einer weiteren Beschluss-

fassung hierzu bedarf.

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen vor, den Jahresabschluss der 

Fresenius SE & Co. KGaA für das Geschäftsjahr 2013 in der vorgelegten Fassung, die einen Bilanzgewinn 

von Euro 224.649.743,65 ausweist, festzustellen. 
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2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss 

für das Geschäftsjahr 2013 ausgewiesenen Bilanzgewinn der Fresenius SE & Co. KGaA von Euro 

224.649.743,65 für das Geschäftsjahr 2013 wie folgt zu verwenden:

3. 	� Beschlussfassung über die Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafterin für das 

Geschäftsjahr 2013

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen vor, der persönlich haftenden 

Gesellschafterin für das Geschäftsjahr 2013 Entlastung zu erteilen.

4. 	 Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2013

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Auf-

sichtsrats der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2013 Entlastung zu erteilen.

5. 	 Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2014

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die KPMG AG Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 

2014 zu wählen.

6. 	 Beschlussfassung über die Zustimmung zur Anpassung bestehender Unternehmensverträge

Es bestehen Unternehmensverträge zwischen der Fresenius SE & Co. KGaA und mehreren Gesellschaften 

in der Rechtsform der GmbH, deren Geschäftsanteile jeweils vollständig von der Fresenius SE & Co.  

KGaA gehalten werden; im Einzelnen sind dies: 

	 ▶	 ein Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag vom 23. Juni 1975 in der Fassung vom 

27. April 1989 mit der Hygieneplan GmbH, 

	 ▶	 ein Ergebnisabführungsvertrag vom 15. April 1999 in der Fassung vom 6. April 2005 mit der 

Fresenius ProServe GmbH sowie 

	 ▶	 ein Ergebnisabführungsvertrag vom 12. Dezember 2001 mit der Fresenius Versicherungsver

mittlungs GmbH. 

Zahlung einer Dividende von Euro 1,25 je Aktie 
auf Stück 179.694.829 dividendenberechtigte Aktien Euro 	 224.618.536,25

Die Dividende ist am 19. Mai 2014 zahlbar.

Vortrag auf neue Rechnung Euro 	 31.207,40

Euro	 224.649.743,65
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Diese Verträge bilden die Grundlage für eine ertragsteuerliche Organschaft zwischen der Fresenius 

SE & Co. KGaA als Organträgerin und der Hygieneplan GmbH, der Fresenius ProServe GmbH sowie der 

Fresenius Versicherungsvermittlungs GmbH als Organgesellschaften. 

Um diese ertragsteuerliche Organschaft auch in Zukunft in voller Übereinstimmung mit den maßgeb

lichen steuerlichen Anforderungen fortsetzen zu können, bedürfen die bestehenden Unternehmensver-

träge aufgrund einer im abgelaufenen Geschäftsjahr in Kraft getretenen Gesetzesänderung einer 

Anpassung: Das sogenannte Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung 

und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20. Februar 2013 sieht unter anderem vor, dass Ergebnis-

abführungsverträge mit Organgesellschaften in der Rechtsform der GmbH zur weiteren Anerkennung 

der ertragsteuerlichen Organschaft durch die zuständigen Steuerbehörden künftig einen Verweis auf 

die Regelung zur Verlustübernahme nach § 302 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung enthalten 

müssen.

Die Fresenius SE & Co. KGaA hat mit Blick auf diese gesetzgeberische Anpassung am 13. März 2014 

jeweils eine Änderungsvereinbarung mit der Hygieneplan GmbH, der Fresenius ProServe GmbH sowie 

der Fresenius Versicherungsvermittlungs GmbH abgeschlossen, durch die die bestehende Regelung  

zur Verlustübernahme in den Unternehmensverträgen durch einen solchen Verweis auf § 302 AktG in 

seiner jeweils gültigen Fassung ersetzt wird. Mit Ausnahme von redaktionellen Änderungen, die 

Rechtsformwechseln und Sitzverlegungen geschuldet sind, sehen die Änderungsvereinbarungen keine 

weiteren Anpassungen vor.

Die Änderungsvereinbarungen zwischen der Fresenius SE & Co. KGaA einerseits und der Hygieneplan 

GmbH, der Fresenius ProServe GmbH bzw. der Fresenius Versicherungsvermittlungs GmbH anderer-

seits haben damit folgenden wesentlichen Inhalt:

		  Die Fresenius SE & Co. KGaA verpflichtet sich jeweils zur Übernahme etwaiger bei der betreffenden 

Organgesellschaft entstehender Verluste nach Maßgabe des § 302 AktG in seiner jeweils gültigen 

Fassung.

Die vorstehend beschriebenen Änderungsvereinbarungen bedürfen neben der jeweiligen Zustimmung 

der Gesellschafterversammlung der betreffenden Organgesellschaft, d. h. der Hygieneplan GmbH, der 

Fresenius ProServe GmbH sowie der Fresenius Versicherungsvermittlungs GmbH, die mit Beschlüssen 

der Gesellschafterversammlungen vom 21.03.2014 erteilt worden sind, auch der Zustimmung der 

Hauptversammlung der Fresenius SE & Co. KGaA. Die Änderungsvereinbarungen werden mit Zustim-

mung der Hauptversammlung der Fresenius SE & Co. KGaA und der anschließend erfolgenden Eintra-

gung in das für die Hygieneplan GmbH, die Fresenius ProServe GmbH sowie die Fresenius Versiche-

rungsvermittlungs GmbH jeweils zuständige Handelsregister in Bad Homburg v. d. Höhe wirksam.
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Die persönlich haftende Gesellschafterin und die Geschäftsführungen der Hygieneplan GmbH, der 

Fresenius ProServe GmbH sowie der Fresenius Versicherungsvermittlungs GmbH haben gemäß der 

gesetzlichen Bestimmungen (§ 295 Abs. 1 Satz 2 AktG i. V. m. § 293a AktG) jeweils einen gemein

samen Bericht erstattet. 

Die für diesen Tagesordnungspunkt relevanten Unterlagen sind vom Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung an unter der Internetadresse http: // www.fresenius.de / Hauptversammlung neben 

weiteren Hauptversammlungsinformationen zugänglich. Sie werden auch während der Hauptver-

sammlung der Gesellschaft zugänglich gemacht.

Eine Prüfung der Anpassung der Ergebnisabführungsverträge durch einen Vertragsprüfer war ebenso 

wie ein entsprechender Prüfungsbericht nicht erforderlich, weil sich alle Anteile der Hygieneplan 

GmbH, der Fresenius ProServe GmbH sowie der Fresenius Versicherungsvermittlungs GmbH in der 

Hand der Fresenius SE & Co. KGaA befinden (§ 295 Abs. 1 Satz 2 AktG i. V. m. §§ 293b Abs. 1, 293c 

Abs. 1 AktG). Aus diesem Grund sind im Zusammenhang mit den geänderten Unternehmensverträgen 

auch unverändert keine Ausgleichs- oder Abfindungszahlungen zu gewähren.

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

	 a)	 Der Vereinbarung vom 13. März 2014 zwischen der Fresenius SE & Co. KGaA und der Hygieneplan 

GmbH zur Anpassung des Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrags vom 23. Juni 1975 in 

der Fassung vom 27. April 1989 wird zugestimmt. 

	 b)	 Der Vereinbarung vom 13. März 2014 zwischen der Fresenius SE & Co. KGaA und der Fresenius 

ProServe GmbH zur Anpassung des Ergebnisabführungsvertrags vom 15. April 1999 in der Fassung 

vom 6. April 2005 wird zugestimmt. 

	 c)	 Der Vereinbarung vom 13. März 2014 zwischen der Fresenius SE & Co. KGaA und der Fresenius 

Versicherungsvermittlungs GmbH zur Anpassung des Ergebnisabführungsvertrags vom 12. Dezem-

ber 2001 wird zugestimmt. 

7. 	� Beschlussfassung über eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln unter Ausgabe neuer Aktien, 

über die Anpassung der Ermächtigung zur Gewährung von Bezugsrechten an Führungskräfte 

und Mitglieder der Geschäftsführung der Fresenius SE & Co. KGaA oder eines verbundenen Unter­

nehmens (Aktienoptionsprogramm 2013) sowie über die jeweils entsprechenden Anpassungen 

von § 4 (Grundkapital) und § 13 (Aufsichtsratsvergütung) der Satzung

Der Börsenkurs der Fresenius-Aktie hat sich seit dem Aktiensplit im Jahre 2007 deutlich erhöht. Bei der 

Fresenius-Aktie handelt es sich derzeit um einen der Werte im DAX, für den ein überdurchschnittlich 

hoher Eurobetrag pro Aktie zu zahlen ist. Der anteilige Betrag der einzelnen Stückaktie am Grundkapital 

beträgt derzeit Euro 1,00. Ein geringerer anteiliger Betrag ist gesetzlich nicht zulässig (§ 8 Abs. 3 Satz 3 
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i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG). Deshalb schlagen die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichts-

rat vor, das Grundkapital der Gesellschaft aus Gesellschaftsmitteln zu erhöhen und dabei auf jede vor-

handene Stückaktie zwei neue Stückaktien an die Aktionäre auszugeben. Auf diese Weise werden sowohl 

die Grundkapitalziffer als auch die Anzahl der ausgegebenen Aktien verdreifacht; der anteilige Betrag 

der einzelnen Aktien am Grundkapital beläuft sich aber weiterhin auf Euro 1,00. Zugleich reduziert sich 

das Börsenkursniveau der einzelnen Fresenius-Aktie rechnerisch entsprechend, ohne dass hierdurch 

der reale Wert der Beteiligungen der Aktionäre berührt wird. Mit der Erhöhung der Anzahl der ausge-

gebenen Aktien und der mit ihr einhergehenden Reduzierung des Börsenkurses der Fresenius-Aktie 

sollen der Handel in Aktien der Gesellschaft liquider und die Fresenius-Aktie auch für breitere Anleger-

kreise noch attraktiver gemacht werden.

Im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln sollen ver-

schiedene bestehende Ermächtigungen und Satzungsklauseln an die veränderten Umstände angepasst 

werden: 

	 ▶	 Bestehende bedingte Kapitalien werden bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln kraft 

Gesetzes an die veränderten Verhältnisse angepasst (§ 218 Satz 1 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG). 

Im Fall der Fresenius SE & Co. KGaA sind dies die bedingten Kapitalien gemäß § 4 Abs. 5 bis Abs. 8 

der Satzung. Auf diese Weise wird gewährleistet, dass Rechte aus den bestehenden Aktienopti-

onsplänen bzw. aus den Options- und / oder Wandelschuldverschreibungen, die aufgrund einer 

bestehenden Ermächtigung ausgegeben worden sind oder ausgegeben werden, auf Aktien der 

Gesellschaft aus den jeweils hierfür bereits geschaffenen bedingten Kapitalien der Gesellschaft 

bedient werden können und es durch die Erhöhung des Grundkapitals nicht zu einer wirtschaft

lichen Verwässerung dieser Rechte kommt. Die Satzung soll klarstellend an diese kraft Gesetzes 

veränderten Verhältnisse angepasst werden. Dies betrifft neben den in Euro ausgedrückten Volu-

mina der bedingten Kapitalien auch die Anzahl der Bezugsaktien, die sich jeweils verdreifachen 

wird. 

	 ▶	 Ferner ist mit Rücksicht auf die vorgeschlagene Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und die 

damit verbundene Erhöhung der Anzahl der Aktien die in der Satzung enthaltene Regelung zur 

Aufsichtsratsvergütung anzupassen. Die Satzung sieht eine feste Vergütung in Höhe von jährlich 

Euro 13.000,00 vor. Diese feste Vergütung erhöht sich nach der bisherigen Regelung für jedes 

volle Geschäftsjahr um jeweils 10 %, wenn die Dividende für dieses Geschäftsjahr, die auf eine 

Stammaktie ausgeschüttet wird (Dividendenbetrag laut Beschluss der Hauptversammlung (Brutto-

dividende)), um jeweils einen Prozentpunkt höher ist als 3,6 % des auf eine einzelne Stückaktie 

entfallenden anteiligen Betrags des Grundkapitals; Zwischenbeträge werden interpoliert. Da durch 

die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln die Anzahl der Aktien erhöht wird, entfällt auf die 

einzelne Aktie eine geringere Dividende. Daher ist die Berechnungsformel für die variable Aufsichts-

ratsvergütung in einer Weise anzupassen, dass diese wirtschaftlich unverändert bleibt. Dem trägt 

die vorgeschlagene Satzungsänderung Rechnung. 
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	 ▶	 Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 17. Mai 2013 wurde die persönlich haftende Gesell-

schafterin ermächtigt, bis zum 16. Mai 2018 bis zu 8.400.000 Bezugsrechte auf bis zu 8.400.000 

auf den Inhaber lautende nennbetragslose Stammaktien (Stückaktien) der Gesellschaft nach 

näherer Maßgabe der im Beschluss festgelegten Bestimmungen auszugeben. Soweit Mitglieder des 

Vorstands der persönlich haftenden Gesellschafterin betroffen sind, wurde deren Aufsichtsrat 

entsprechend allein ermächtigt. Das mit dieser Ermächtigung (Aktienoptionsprogramm 2013) ver-

bundene Bedingte Kapital IV nach § 4 Abs. 8 der Satzung passt sich – wie vorstehend dargestellt – 

bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln kraft Gesetzes an die veränderten Verhältnisse 

an (§ 218 Satz 1 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG). Soweit unter dem Aktienoptionsprogramm 2013 

bereits Bezugsrechte auf Aktien der Gesellschaft begeben worden sind, bleibt der wirtschaftliche 

Inhalt der damit begründeten vertraglichen Beziehungen von der Kapitalerhöhung aus Gesell-

schaftsmitteln unberührt: Der Anspruch des Berechtigten, durch Ausübung des Bezugsrechts neue 

Aktien zu beziehen, erhöht sich in demselben Verhältnis wie das Grundkapital; der Ausübungs-

preis je Aktie wird in dem gleichen Verhältnis herabgesetzt (§ 216 Abs. 3 Satz 1 AktG i. V. m. § 278 

Abs. 3 AktG). Allerdings sieht das Gesetz keine automatische Anpassung vor, soweit die persön-

lich haftende Gesellschafterin die Ermächtigung zur Gewährung von Bezugsrechten noch nicht aus-

genutzt und somit noch keine vertraglichen Beziehungen im Sinne von § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG 

begründet hat. Relativ zu der erhöhten Grundkapitalziffer würde die Ermächtigung insoweit an 

Bedeutung verlieren. Deshalb soll sie durch Hauptversammlungsbeschluss an die infolge der Kapi-

talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln veränderten Umstände angepasst werden. Das Bedingte 

Kapital IV in § 4 Abs. 8 der Satzung soll entsprechend angepasst werden. 

Aufgrund der fortlaufend bestehenden Möglichkeit der Berechtigten aus den Mitarbeiterbeteiligungs-

programmen, die ausgereichten Aktienoptionen bzw. Rechte aus den ausgereichten Wandelschuldver-

schreibungen auszuüben und Aktien der Gesellschaft zu beziehen, können sich das Grundkapital und 

die bedingten Kapitalien der Gesellschaft jederzeit ändern. Die Ausgabe von Aktien aus bedingtem Kapi-

tal hat unmittelbar eine Reduzierung der bedingten Kapitalien und eine Erhöhung des Grundkapitals 

zur Folge, ohne dass es für diese Erhöhung einer Eintragung in das Handelsregister bedarf (vgl. § 200 

AktG). Insoweit unterscheidet sich die Ausgabe von Aktien aus bedingtem Kapital von den anderen 

Kapitalerhöhungsformen des Aktiengesetzes. Dies hat zur Folge, dass sich zum Zeitpunkt der Beschluss-

fassung der Hauptversammlung noch nicht genau feststellen lässt, auf welche konkreten Beträge die 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln, das Grundkapital und die noch zur Verfügung stehenden 

bedingten Kapitalien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Eintragung des Beschlusses in das Handels-

register lauten werden. Um dieser rechtlichen Besonderheit Rechnung zu tragen, sieht der Beschluss-

vorschlag der persönlich haftenden Gesellschafterin und des Aufsichtsrats an den Stellen, an denen 

andernfalls konkrete Beträge aufgeführt werden, jeweils Platzhalter mit Angabe der genauen Rechen-

operation vor. Der Aufsichtsrat soll durch den Beschluss der Hauptversammlung ermächtigt werden, 

diese Zahlen tagaktuell im Hinblick auf den Tag der Eintragung des Beschlusses in das Handelsregister 

zu ergänzen. Hierdurch wird gewährleistet, dass Veränderungen von Grundkapital und bedingten 

Kapitalien nach dem Beschluss der Hauptversammlung entsprechend erfasst werden können. Diese 

Ermächtigung verschafft dem Aufsichtsrat kein Ermessen hinsichtlich der Frage, welche Zahlen in die 

Beschlussvorlagen eingeführt werden sollen. Es handelt sich vielmehr um eine Ausführungshandlung 
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zur Anpassung des Beschlusses an die tatsächliche Lage zum Zeitpunkt der Handelsregistereintragung. 

Diese Anpassung ist rechtlich vergleichbar mit einer Änderung der Fassung der Satzung der Gesell-

schaft, zu der der Aufsichtsrat nach der Satzung befugt ist. 

Die genaue Berechnung sowohl des Kapitalerhöhungsbetrages aus Gesellschaftsmitteln und damit des 

zukünftigen Grundkapitals als auch des genauen Umfangs der bedingten Kapitalien ergibt sich daraus, 

dass der Erhöhungsumfang, nämlich jeweils das Zweifache der bestehenden Beträge, zum Beschluss-

zeitpunkt feststeht und durch die festgelegten Rechenoperationen ermittelt werden kann. 

Der Kapitalerhöhungsbetrag ist zu errechnen, indem das Grundkapital mit zwei multipliziert wird. Der 

neue Grundkapitalbetrag ist sodann die Summe aus diesem Kapitalerhöhungsbetrag und dem zum 

Zeitpunkt der Eintragung des Beschlusses in das Handelsregister bestehenden Grundkapitalbetrag. Die 

Berechnung der bedingten Kapitalien I und II erfolgt in gleicher Weise. Hier ist – für jedes bedingte 

Kapital gesondert – zunächst der noch bestehende Betrag mit zwei zu multiplizieren; anschließend wird 

dieser Betrag mit dem jeweils noch bestehenden bedingten Kapital addiert. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

	 a)	 Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln

		  Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von Euro [_____] [das bei Eintragung des Beschlusses 

in das Handelsregister bestehende Grundkapital] wird um Euro [_____] [das Zweifache des bei 

Eintragung des Beschlusses in das Handelsregister bestehenden Grundkapitals] auf Euro [_____] 

[das Dreifache des bei Eintragung des Beschlusses in das Handelsregister bestehenden Grund

kapitals] erhöht durch Umwandlung eines Teilbetrags der in der Bilanz zum 31. Dezember 2013 

unter „Kapitalrücklagen“ enthaltenen „freien Kapitalrücklagen“ in Höhe von Euro [_____] [das 

Zweifache des bei Eintragung des Beschlusses in das Handelsregister bestehenden Grundkapitals] 

in Grundkapital und unter Ausgabe von [_____] [das Zweifache der bei Eintragung des Beschlus-

ses in das Handelsregister bestehenden Grundkapitalziffer] neuen Inhaber-Stammaktien, die den 

Aktionären im Verhältnis ihrer Anteile am bisherigen Grundkapital zustehen.

		  Diesem Beschluss wird die Bilanz der Gesellschaft zum 31. Dezember 2013 zugrunde gelegt. Die 

Bilanz wurde von der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, geprüft und mit dem 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen.

	 b)	 Änderung von § 4 Abs. 1 der Satzung

		  § 4 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

		  „Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt Euro [_____] [das Dreifache des bei Eintragung des 

Beschlusses in das Handelsregister bestehenden Grundkapitals] und ist eingeteilt in [_____] [das 

Dreifache der bei Eintragung des Beschlusses in das Handelsregister bestehenden Grundkapital

ziffer] Inhaber-Stammaktien.“
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	 c)	 Anpassung von § 4 Abs. 5 Satz 1, § 4 Abs. 6 Satz 1, § 4 Abs. 7 Satz 1 und § 4 Abs. 8 Satz 1 an 

die von Gesetzes wegen eintretenden Erhöhungen der Bedingten Kapitalien I bis IV 

		  aa)	 § 4 Abs. 5 Satz 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

			   „Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro [_____] [das Dreifache des bei Eintra-

gung des Beschlusses in das Handelsregister noch bestehenden Bedingten Kapitals I], ein

geteilt in bis zu Stück [das Dreifache der Ziffer des bei Eintragung des Beschlusses in das 

Handelsregister noch bestehenden Bedingten Kapitals I] Aktien, durch Ausgabe neuer Inhaber-

Stammaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital I).“

 

		  bb)	 § 4 Abs. 6 Satz 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

			   „Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro [_____] [das Dreifache des bei Eintragung 

des Beschlusses in das Handelsregister noch bestehenden Bedingten Kapitals II], eingeteilt  

in bis zu [das Dreifache der Ziffer des bei Eintragung des Beschlusses in das Handelsregister 

noch bestehenden Bedingten Kapitals II] Aktien, durch Ausgabe neuer Inhaber-Stammaktien 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital II).“

		  cc)	 § 4 Abs. 7 Satz 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

			   „Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro 48.971.202,00 durch Ausgabe von bis 

zu 48.971.202 neuen Inhaber-Stammaktien bedingt erhöht.“

		  dd)	 § 4 Abs. 8 Satz 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

 

			   „Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro 25.200.000,00 bedingt erhöht durch 

Ausgabe von bis zu 25.200.000 neuen Inhaber-Stammaktien (Bedingtes Kapital IV).“

	 d)	 Ermächtigung des Aufsichtsrats 

		  Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die in eckige Klammern gesetzten Platzhalter in den vorstehenden 

Beschlüssen mit den konkreten Zahlen bzw. Beträgen auszufüllen, die sich aufgrund des bei Ein-

tragung des Beschlusses in das Handelsregister bestehenden Grundkapitals aus den angegebenen 

Rechenoperationen ergeben, sowie den genannten neu gefassten Satzungsbestimmungen die 

Fassung zu geben, die zu diesem Zeitpunkt aus diesen Rechenoperationen folgt.

	 e)	 Anpassung von § 13 Abs. 1 Satz 2 der Satzung (Aufsichtsratsvergütung) 

		  § 13 Abs. 1 Satz 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

		  „Die Vergütung erhöht sich für jedes volle Geschäftsjahr um jeweils 10 %, wenn das Dreifache 

der Dividende für dieses Geschäftsjahr, die auf eine Stammaktie ausgeschüttet wird (Dividenden-

betrag laut Beschluss der Hauptversammlung (Bruttodividende)), um jeweils einen Prozentpunkt 
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höher ist als 3,6 % des auf eine einzelne Stückaktie entfallenden anteiligen Betrags des Grund

kapitals; Zwischenbeträge werden interpoliert.“

	 f)	 Anpassung der Ermächtigung zur Gewährung von Bezugsrechten an Führungskräfte und 

Mitglieder der Geschäftsführung der Fresenius SE & Co. KGaA oder eines verbundenen Unter­

nehmens (Aktienoptionsprogramm 2013) und entsprechende Anpassung des Bedingten 

Kapitals IV in § 4 Abs. 8 Satz 2 der Satzung

		  Soweit die persönlich haftende Gesellschafterin bzw. deren Aufsichtsrat die Ermächtigung zur 

Gewährung von Bezugsrechten an Führungskräfte und Mitglieder der Geschäftsführung der 

Fresenius SE & Co. KGaA oder eines verbundenen Unternehmens (Aktienoptionsprogramm 2013) 

gemäß dem Beschluss zu Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung vom 17. Mai 2013 noch 

nicht ausgenutzt und somit noch keine vertraglichen Beziehungen im Sinne von § 216 Abs. 3 

Satz 1 AktG begründet hat, wird die Ermächtigung mit dem Wirksamwerden der vorstehend 

beschlossenen Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln wertwahrend an die veränderten Kapital-

verhältnisse angepasst: Das Gesamtvolumen der noch nicht gewährten Bezugsrechte auf je  

eine auf den Inhaber lautende nennbetragslose Stammaktie (Stückaktie) der Gesellschaft erhöht 

sich im gleichen Verhältnis wie das Grundkapital. Gleiches gilt für die Teilmengen der Bezugs-

rechte, die auf die einzelnen berechtigten Personengruppen entfallen. Im Übrigen bleibt die 

Ermächtigung unberührt. 

		  In diesem Zusammenhang wird das Bedingte Kapital IV in § 4 Abs. 8 Satz 2 der Satzung wie folgt 

neu gefasst:

		  „Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie gemäß dem Aktienoptions-

programm 2013 nach Maßgabe des Beschlusses der Hauptversammlung vom 17. Mai 2013 und 

gegebenenfalls des Anpassungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 16. Mai 2014 Bezugs-

rechte ausgegeben wurden oder werden, die Inhaber der Bezugsrechte von ihrem Ausübungs-

recht Gebrauch machen und die Gesellschaft zur Erfüllung der Bezugsrechte keine eigenen Aktien 

gewährt, wobei für die Gewährung und Abwicklung von Bezugsrechten an Mitglieder des Vor-

stands der persönlich haftenden Gesellschafterin ausschließlich deren Aufsichtsrat zuständig ist.“

	 g)	 Anmeldung zum Handelsregister 

		  Die persönlich haftende Gesellschafterin wird angewiesen, die vorstehenden Beschlüsse, soweit 

sie der Eintragung in das Handelsregister bedürfen, gemeinsam zur Anmeldung beim Handels

register zu bringen, jedoch mit der Maßgabe, dass zunächst der Beschluss zur Kapitalerhöhung 

aus Gesellschaftsmitteln (lit. a) und erst dann die Beschlüsse über die jeweiligen Satzungsan-

passungen eingetragen werden. 
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8. 	� Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals I sowie über die 

Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals I mit Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs­

rechts und entsprechende Satzungsänderung 

Gemäß § 4 Abs. 4 der Satzung ist die persönlich haftende Gesellschafterin ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats bis zum 16. Mai 2018 das Grundkapital der Gesellschaft durch ein- oder mehrma-

lige Ausgabe neuer Inhaber-Stammaktien gegen Bar- und / oder Sacheinlagen um insgesamt bis zu 

Euro 40.320.000 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital I). Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals 

muss sich die Zahl der Aktien in demselben Verhältnis wie das Grundkapital erhöhen. Diese Ermächti-

gung bleibt von der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-

mitteln unberührt, bleibt also in der vorhandenen (absoluten) Höhe bestehen. Relativ zu der erhöhten 

Grundkapitalziffer verliert die Ermächtigung aber an Bedeutung. Deshalb soll ihr Volumen an die ver-

änderten Umstände angepasst werden, um der Gesellschaft auch in Zukunft eine angemessene und 

flexible Eigenkapitalfinanzierung zu ermöglichen. Bei dieser Gelegenheit soll außerdem die Laufzeit 

der Ermächtigung angepasst werden.

Die neue Ermächtigung und die zugehörige Satzungsänderung werden erst dann zur Eintragung in das 

Handelsregister gebracht und wirksam, wenn die vorstehend zu Tagesordnungspunkt 7 zu beschlie-

ßende Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln wirksam geworden ist. Daher orientiert sich das Volu-

men der Ermächtigung bereits an der erhöhten Grundkapitalziffer. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

	 a)	 Die bislang nicht ausgenutzte Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals in § 4 Abs. 4 der 

Satzung (Genehmigtes Kapital I) wird mit Wirkung der Eintragung des neuen § 4 Abs. 4 der Satzung 

in das Handelsregister unter Streichung von § 4 Abs. 4 der Satzung in der bisherigen Fassung 

aufgehoben. 

	 b)	 Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis 

zum 15. Mai 2019 das Grundkapital der Gesellschaft durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer 

Inhaber-Stammaktien gegen Bar- und / oder Sacheinlagen um insgesamt bis zu Euro 120.960.000 

zu erhöhen (Genehmigtes Kapital I). Die Zahl der Aktien muss sich in demselben Verhältnis wie 

das Grundkapital erhöhen. Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das 

Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt werden, dass neue Aktien von einem Kredit

institut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unter-

nehmen (Finanzinstitut) oder einem Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der Ver-

pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. 

		  Die persönlich haftende Gesellschafterin ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

	 	 ▶	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 
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	 	 ▶	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag den Börsenpreis der 

bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebe-

trags durch die persönlich haftende Gesellschafterin nicht wesentlich unterschreitet und der 

anteilige Betrag der unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 

10 % des Grundkapitals nicht überschreitet. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze 

ist die Grundkapitalziffer, die durch die unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließende 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln entsteht. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der 

Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgeblich. Sofern wäh-

rend der Laufzeit des Genehmigten Kapitals I bis zu seiner Ausnutzung von anderen Ermäch-

tigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe 

von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, 

Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 10 %-Grenze anzurechnen; 

	 	 ▶	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Erwerb eines Unternehmens, von Teilen 

eines Unternehmens oder einer Beteiligung an einem Unternehmen. 

		  Von den vorstehend erteilten Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts darf die per-

sönlich haftende Gesellschafterin nur in einem solchen Umfang Gebrauch machen, dass der antei-

lige Betrag der insgesamt unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 20 % des 

Grundkapitals nicht überschreitet. Maßgebend für die Berechnung der 20 %-Grenze ist die Grund-

kapitalziffer, die durch die unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließende Kapitalerhöhung aus 

Gesellschaftsmitteln entsteht. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung die Grundka-

pitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgeblich. Sofern während der Laufzeit des Genehmig-

ten Kapitals I bis zu seiner Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Ver-

äußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien 

der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugs-

recht ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 20 %-Grenze anzurechnen.

		  Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital I 

festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4 Abs. 4 sowie § 4 Abs. 1 nach 

vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten 

Kapital I oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhö-

hung aus dem Genehmigten Kapital I anzupassen.

	 c)	 § 4 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

		  „Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis 

zum 15. Mai 2019 das Grundkapital der Gesellschaft durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer 

Inhaber-Stammaktien gegen Bar- und / oder Sacheinlagen um insgesamt bis zu Euro 120.960.000 

zu erhöhen (Genehmigtes Kapital I). Die Zahl der Aktien muss sich in demselben Verhältnis wie 
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das Grundkapital erhöhen. Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das 

Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt werden, dass neue Aktien von einem Kredit

institut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unter-

nehmen (Finanzinstitut) oder einem Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der 

Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. 

		  Die persönlich haftende Gesellschafterin ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

	 	 ▶	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

	 	 ▶	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag den Börsenpreis der 

bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebe-

trags durch die persönlich haftende Gesellschafterin nicht wesentlich unterschreitet und der 

anteilige Betrag der unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 

10 % des Grundkapitals nicht überschreitet. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze 

ist die Grundkapitalziffer, die durch die von der Hauptversammlung vom 16. Mai 2014 unter 

Tagesordnungspunkt 7 beschlossene Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln entstanden 

ist. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger 

sein, ist dieser Wert maßgeblich. Sofern während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals I bis 

zu seiner Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von 

Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesell-

schaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht 

gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vor-

stehend genannte 10%-Grenze anzurechnen; 

	 	 ▶	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Erwerb eines Unternehmens, von Teilen 

eines Unternehmens oder einer Beteiligung an einem Unternehmen. 

		  Von den vorstehend erteilten Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts darf die persön-

lich haftende Gesellschafterin nur in einem solchen Umfang Gebrauch machen, dass der anteilige 

Betrag der insgesamt unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 20 % des Grund-

kapitals nicht überschreitet. Maßgebend für die Berechnung der 20 %-Grenze ist die Grundkapital-

ziffer, die durch die von der Hauptversammlung vom 16. Mai 2014 unter Tagesordnungspunkt 7 

beschlossene Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln entstanden ist. Sollte zum Zeitpunkt der 

Ausübung der Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgeblich. 

Sofern während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals I bis zu seiner Ausnutzung von anderen 

Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Aus-

gabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, 

Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend 

genannte 20 %-Grenze anzurechnen.
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		  Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-

teren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital I 

festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung von § 4 Abs. 4 sowie § 4 Abs. 1 nach voll-

ständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten 

Kapital I oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung 

aus dem Genehmigten Kapital I anzupassen.“ 

	 d)	 Die persönlich haftende Gesellschafterin wird angewiesen, die vorstehend beschlossene Schaffung 

des neuen Genehmigten Kapitals I sowie die entsprechende Änderung der Satzung in § 4 Abs. 4  

in der Weise zur Anmeldung zum Handelsregister zu bringen, dass zunächst der Beschluss zur Kapi-

talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln nach Tagesordnungspunkt 7 sowie die mit ihm verbunde-

nen Satzungsänderungen eingetragen werden.

Im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Anpassung des genehmigten Kapitals an die erhöhte 

Grundkapitalziffer erstattet die persönlich haftende Gesellschafterin einen schriftlichen Bericht über die 

Gründe, aus denen sie bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals ermächtigt sein soll, in bestimm-

ten Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auf neue Aktien auszuschließen (§ 186 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. 

§ 203 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG). Der Inhalt dieses Berichts wird als Anlage dieser Einla-

dung zur ordentlichen Hauptversammlung bekannt gemacht.

9.	� Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 

und / oder Wandelschuldverschreibungen vom 11. Mai 2012 und des zugehörigen Bedingten Kapi­

tals III sowie über die Schaffung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und / oder 

Wandelschuldverschreibungen, zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie über die Schaffung eines 

Bedingten Kapitals und entsprechende Satzungsänderungen

Die bestehende und noch nicht ausgenutzte Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und / oder Wandel-

schuldverschreibungen soll erneuert werden. Hierzu ist auch das zugehörige Bedingte Kapital III in 

§ 4 Abs. 7 der Satzung der Gesellschaft aufzuheben und durch ein neues Bedingtes Kapital III zu erset-

zen. Dieses ist zudem an die geänderten Umstände anzupassen, die sich durch die unter Tagesord-

nungspunkt 7 vorgeschlagene Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln ergeben.

Die neue Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und / oder Wandelschuldverschreibungen soll im 

Gesamtnennbetrag von EUR 2,5 Milliarden und damit in derselben Höhe erteilt werden, wie sie die 

aktuell bestehende Ermächtigung vorsieht. Das Bedingte Kapital III soll sich im gleichen Verhältnis wie 

das Grundkapital infolge der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen Kapitalerhöhung aus 

Gesellschaftsmitteln erhöhen.

Die persönlich haftende Gesellschafterin soll erneut ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats das Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschließen. Die Ermächtigung zum Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre vom 11. Mai 2012 ist durch die Anrechnung des Bezugsrechts-

ausschlusses bei der Ausgabe von Aktien aus genehmigtem Kapital gegen Bareinlagen im Jahr 2012 

weitgehend verbraucht. Aufgrund wechselseitiger Anrechnungsklauseln zwischen den verschiedenen 
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bestehenden Ermächtigungen hat diese Kapitalerhöhung dazu geführt, dass bei einer etwaigen Emission 

von Schuldverschreibungen unter der bestehenden Ermächtigung aus dem Jahr 2012 das Bezugsrecht 

der Aktionäre nur noch in geringem Umfang entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen 

werden könnte. Eine kurzfristige, für die Gesellschaft günstige Platzierung von Schuldverschreibungen 

mit einem möglichst hohen Mittelzufluss setzt aber in der Regel einen solchen Bezugsrechtsausschluss 

voraus. Mit der neuen Ermächtigung stehen der Gesellschaft diese Vorteile wieder im ursprünglichen 

Umfang zur Verfügung.

Im Zuge der Beschlussfassung soll außerdem die Laufzeit der Ermächtigung angepasst werden.

Die Ermächtigung wird erst dann wirksam und das zugehörige neue Bedingte Kapital III wird erst dann 

zur Eintragung in das Handelsregister gebracht, wenn die vorstehend zu Tagesordnungspunkt 7 zu 

beschließende Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln wirksam geworden ist. Daher orientiert sich 

das Volumen des neuen Bedingten Kapitals III bereits an der erhöhten Grundkapitalziffer. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

	 a)	 Mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des neuen § 4 Abs. 7 der Satzung (nachstehend 

unter lit. d)) in das Handelsregister werden die bestehende Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 

und / oder Wandelschuldverschreibungen vom 11. Mai 2012 sowie das zugehörige Bedingte 

Kapital III gemäß § 4 Abs. 7 der Satzung aufgehoben.

 

	 b)	 Mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des neuen § 4 Abs. 7 der Satzung (nachstehend 

unter lit. d)) in das Handelsregister wird die persönlich haftende Gesellschafterin ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 15. Mai 2019 einmalig oder mehrmals, auch gleichzeitig  

in verschiedenen Tranchen auf den Inhaber lautende Options- und / oder Wandelschuldverschrei-

bungen bzw. Kombinationen dieser Instrumente im Gesamtnennbetrag von bis zu Euro 2,5 Milli

arden zu begeben und den Inhabern von Schuldverschreibungen Options- oder Wandlungsrechte 

auf insgesamt bis zu 48.971.202 Inhaber-Stammaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen 

Betrag am Grundkapital von bis zu Euro 48.971.202,00 nach näherer Maßgabe der jeweiligen Bedin-

gungen der Schuldverschreibungen (nachstehend „Anleihebedingungen“) zu gewähren. Die 

jeweiligen Anleihebedingungen können auch Pflichtwandlungen zum Ende der Laufzeit oder zu 

anderen Zeitpunkten vorsehen, einschließlich der Verpflichtung zur Ausübung des Options- /  

Wandlungsrechts. Die Schuldverschreibungen sind gegen Barleistung auszugeben. 

		  Die Schuldverschreibungen können auch durch Gesellschaften mit Sitz im In- und Ausland begeben 

werden, an denen die Fresenius SE & Co. KGaA unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt  

ist (nachstehend „Konzerngesellschaften“); ausgeschlossen davon sind die Fresenius Medical Care 

AG & Co. KGaA und mit ihr verbundene Unternehmen. Für den Fall der Begebung über eine Kon-

zerngesellschaft wird die persönlich haftende Gesellschafterin ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats für die Fresenius SE & Co. KGaA die Garantie für die Schuldverschreibungen zu über-

nehmen und den Inhabern von Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte bzw. den Inhabern 
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von Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf Aktien der Fresenius SE & Co. KGaA zu 

gewähren sowie weitere für eine erfolgreiche Ausgabe erforderliche Erklärungen abzugeben 

sowie Handlungen vorzunehmen.

		  Die Anleihebedingungen können, auch wenn Schuldverschreibungen durch Konzerngesellschaften 

begeben werden, auch eine Pflicht zur Optionsausübung oder Wandlung zum Ende der Laufzeit 

oder zu einem früheren Zeitpunkt vorsehen. 

		  Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Optionsschuldverschrei-

bung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der von 

der persönlich haftenden Gesellschafterin festzulegenden Anleihebedingungen zum Bezug von 

Aktien der Fresenius SE & Co. KGaA berechtigen. Für durch die Gesellschaft begebene Options-

schuldverschreibungen können die Anleihebedingungen vorsehen, dass der nach Maßgabe dieser 

Ermächtigung festgelegte Optionspreis auch durch Übertragung von Teiloptionsschuldverschrei-

bungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Der anteilige Betrag des 

Grundkapitals, der auf die je Teiloptionsschuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf 

den Nennbetrag dieser Teiloptionsschuldverschreibung nicht übersteigen. Soweit sich Bruchteile 

von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Anleihe-

bedingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden.

		  Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der Wandelschuld-

verschreibungen das Recht bzw., sofern eine Wandlungspflicht vorgesehen ist, übernehmen sie 

die Pflicht, ihre Wandelschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen in 

Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des 

Nennbetrags bzw., sofern der Ausgabebetrag unter dem Nennbetrag liegt, des Ausgabebetrags 

einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesell-

schaft. Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet wer-

den. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und / oder in Geld aus

geglichen werden; ferner kann die Leistung einer baren Zuzahlung vorgesehen werden. In den 

Anleihebedingungen kann außerdem bestimmt werden, dass das Umtauschverhältnis variabel und 

der Wandlungspreis anhand künftiger Börsenkurse innerhalb einer bestimmten Bandbreite zu 

ermitteln ist. 

		  Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis muss unbeschadet § 9 Abs. 1 und § 199 

AktG mindestens 80 % des volumengewichteten durchschnittlichen Börsenkurses der Aktien der 

Gesellschaft im XETRA-Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichba-

ren Nachfolgesystem) am Tag der Festsetzung der Konditionen der Schuldverschreibungen zwi-

schen Handelsbeginn und dem Zeitpunkt der endgültigen Festlegung der Konditionen betragen. 

		  Der Options- bzw. Wandlungspreis kann unbeschadet von § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwässe-

rungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Anleihebedingungen wertwahrend angepasst 

werden, wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der Options- bzw. Wandlungsfrist unter Einräumung 

eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere Schuldverschreibungen 
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begibt oder garantiert und den Inhabern schon bestehender Options- oder Wandlungsrechte 

bzw. -pflichten hierbei kein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die Anleihebedingungen können auch 

für andere Maßnahmen der Gesellschaft, die zu einer Verwässerung des Wertes der Options- 

bzw. Wandlungsrechte oder -pflichten führen können, eine wertwahrende Anpassung des Options- 

bzw. Wandlungspreises vorsehen.

		  Die Anleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Falle der Optionsaus-

übung bzw. der Wandlung keine Aktien zu gewähren, sondern einen Geldbetrag zu zahlen. Die 

Anleihebedingungen können ferner der Gesellschaft das Recht einräumen, den Gläubigern von 

Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien 

der Gesellschaft zu gewähren. Die Erfüllung der Bezugs- bzw. Wandlungsrechte der Inhaber von 

Schuldverschreibungen bzw. die Erfüllung von Ansprüchen nach erfolgter Pflichtwandlung oder 

Pflichtoptionsausübung kann im Übrigen durch Hingabe von eigenen Aktien der Gesellschaft 

sowie durch Ausgabe von neuen Aktien aus Genehmigtem Kapital der Gesellschaft und / oder einem 

zu einem späteren Zeitpunkt zu beschließenden bedingten Kapital und / oder genehmigten Kapital 

und / oder einer ordentlichen Kapitalerhöhung erfolgen.

		  Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

genaue Berechnung des exakten Options- oder Wandlungspreises sowie die weiteren Einzelheiten 

der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen sowie die Anleihebedingungen festzu-

setzen bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen jeweils begebenden 

Konzerngesellschaft festzulegen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, 

Bezugs- bzw. Umtauschverhältnis, Begründung einer Wandlungs- bzw. Optionsausübungspflicht, 

Festlegung einer baren Zuzahlung, Ausgleich oder Zusammenlegung von Spitzen, Barzahlung 

statt Lieferung von Aktien, Lieferung existierender statt Ausgabe neuer Aktien sowie Options- bzw. 

Wandlungszeitraum.

		  Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen einzuräumen; 

das Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt werden, dass die Schuldverschreibungen 

von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 

KWG tätigen Unternehmen (Finanzinstitut) oder einem Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanz

institute mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum 

Bezug anzubieten. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist jedoch ermächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen,

	 	 ▶	 sofern der Ausgabepreis für eine Schuldverschreibung deren nach anerkannten finanzmathe-

matischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. 

Entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG darf dabei die Summe der Aktien, die auf diese bezugs-

rechtsfrei begebenen Schuldverschreibungen entfallen, 10 % des jeweiligen Grundkapitals 

nicht übersteigen. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze ist die Höhe des Grund-

kapitals zu dem Zeitpunkt, in dem die unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließende Kapi-

talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln wirksam wird. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der 
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Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgeblich. Sofern wäh-

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen 

zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rech-

ten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch 

gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-

geschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 10 %-Grenze anzurechnen;

	 	 ▶	 soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erforderlich ist, die sich aufgrund des 

Bezugsverhältnisses ergeben; 

	 	 ▶	 um den Inhabern von Wandlungs- / Optionsrechten bzw. -pflichten auf Aktien der Gesell-

schaft zum Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie 

sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte zustünden.

		  Von den vorstehend erteilten Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts darf die persönlich 

haftende Gesellschafterin nur in einem solchen Umfang Gebrauch machen, dass der anteilige 

Betrag der insgesamt auf bezugsrechtsfreie Schuldverschreibungen entfallenden Aktien 20 % des 

Grundkapitals nicht überschreitet. Maßgebend für die Berechnung der 20 %-Grenze ist die Höhe 

des Grundkapitals zu dem Zeitpunkt, in dem die unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließende 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln wirksam wird. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der 

Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgeblich. Sofern während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und / oder Wandelschuldverschrei-

bungen bzw. Kombinationen dieser Instrumente bis zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächti-

gungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von 

Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch 

gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 

20 %-Grenze anzurechnen.

	 c)	 Zur Gewährung von Aktien an die Inhaber von Options- / Wandelschuldverschreibungen, die auf-

grund vorstehender Ermächtigung gemäß lit. b) ausgegeben werden, wird das Grundkapital um 

bis zu Euro 48.971.202,00 durch Ausgabe von bis zu 48.971.202 Inhaber-Stammaktien bedingt 

erhöht (Bedingtes Kapital III). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

die Inhaber von Wandelschuldverschreibungen oder von Optionsscheinen aus Optionsschuldver-

schreibungen, die aufgrund der Ermächtigung der persönlich haftenden Gesellschafterin gemäß 

lit. b) von der Fresenius SE & Co. KGaA oder durch eine Konzerngesellschaft bis zum 15. Mai 2019 

begeben werden, von ihrem Wandlungs- / Optionsrecht Gebrauch machen und soweit nicht andere 

Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 

den nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmen-

den Wandlungs- / Optionspreisen. Die neuen Inhaber-Stammaktien nehmen am Gewinn teil ab 

Beginn des Geschäftsjahres, in dem ihre Ausgabe erfolgt. Die persönlich haftende Gesellschafterin 

wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung 

der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.
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	 d)	 Um ein neues bedingtes Kapital in Höhe von bis zu Euro 48.971.202,00 zu schaffen, wird in § 4 

der Satzung der Fresenius SE & Co. KGaA der bisherige Abs. 7 gestrichen und an dessen Stelle ein 

neuer Abs. 7 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

		  „Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro 48.971.202,00 durch Ausgabe von bis zu 

48.971.202 neuen Inhaber-Stammaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital III). Die bedingte Kapi-

talerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von gegen Barleistung ausgegebe-

nen Wandelschuldverschreibungen oder von Optionsscheinen aus gegen Barleistung ausgegebenen 

Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung der persönlich haftenden Gesell-

schafterin durch die Hauptversammlung vom 16. Mai 2014 von der Fresenius SE & Co. KGaA oder 

durch eine Konzerngesellschaft bis zum 15. Mai 2019 begeben werden, von ihrem Wandlungs- 

oder Optionsrecht Gebrauch machen und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung ein-

gesetzt werden. Die neuen Inhaber-Stammaktien nehmen am Gewinn teil ab Beginn des Geschäfts-

jahres, in dem ihre Ausgabe erfolgt.

		  Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Auf-

sichtsrat ist ermächtigt, die Fassung von § 4 Abs. 7 der Satzung entsprechend der jeweiligen Aus-

nutzung des Bedingten Kapitals III zu ändern. Entsprechendes gilt für den Fall der Nichtausnut-

zung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- / Optionsschuldverschreibungen nach Ablauf 

der Ermächtigungsfrist sowie für den Fall der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals III nach 

Ablauf sämtlicher Wandlungs- / Optionsfristen.“

	 e)	 Die persönlich haftende Gesellschafterin wird angewiesen, das vorstehend beschlossene Bedingte 

Kapital III und die entsprechende Änderung der Satzung in § 4 Abs. 7 in der Weise zur Anmeldung 

zum Handelsregister zu bringen, dass zunächst der Beschluss zur Kapitalerhöhung aus Gesell-

schaftsmitteln nach Tagesordnungspunkt 7 sowie die mit ihm verbundenen Satzungsänderungen 

eingetragen werden. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin hat gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG i. V. m. § 221 Abs. 4 Satz 2 

AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-

rechts erstattet. Der Inhalt des Berichts wird als Anlage dieser Einladung zur ordentlichen Hauptver-

sammlung bekannt gemacht.

10.	� Beschlussfassung über die Aufhebung der durch Beschluss der Hauptversammlung vom 11. Mai 

2012 erteilten Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 

Nr. 8 AktG und eine Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 

Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts

Aufgrund der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 

unter Ausgabe neuer Aktien ist eine Anpassung der von der Hauptversammlung vom 11. Mai 2012 

erteilten Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts erforderlich, damit diese auch nach dieser Kapitalerhöhung 



19

noch im wirtschaftlich gleichen Umfang zur Verfügung steht. Hierzu soll die von der Hauptversammlung 

vom 11. Mai 2012 unter dem damaligen Tagesordnungspunkt 10 erteilte Ermächtigung zum Erwerb 

und zur Verwendung eigener Aktien sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts aufgehoben und eine neue 

Ermächtigung beschlossen werden. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

	 a.	 Die in der Hauptversammlung vom 11. Mai 2012 erteilte und bislang nicht ausgenutzte Ermäch

tigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum 

Ausschluss des Bezugsrechts wird aufgehoben. 

	 b.	 Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 15. Mai 2019 eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des 

Grundkapitals zu erwerben. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze ist grundsätzlich 

die Höhe des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung. Mit Wirk-

samwerden der unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließenden Kapitalerhöhung aus Gesell-

schaftsmitteln ist die erhöhte Grundkapitalziffer maßgeblich. Auf die erworbenen Aktien dürfen 

zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach 

den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals ent

fallen. Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden. 

		  aa.	 Der Erwerb erfolgt nach Wahl der persönlich haftenden Gesellschafterin (1) über die Börse 

oder (2) mittels eines öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung 

zur Abgabe eines Verkaufsangebots.

		  i.	 Soweit der Erwerb der Aktien über die Börse erfolgt, darf der von der Gesellschaft 

gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag durch 

die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs von Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handels-

system (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % überschrei-

ten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten.

		  ii.	 Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot bzw. mittels öffentlicher Auffor-

derung zur Abgabe eines Verkaufsangebots, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die 

Grenzwerte der Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt 

der Schlusskurse von Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem 

vergleichbaren Nachfolgesystem) an den drei Börsenhandelstagen vor dem Tag der Ver-

öffentlichung des Angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Ver-

kaufsangebots um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Ergeben sich nach der 

Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 

eines Verkaufsangebots erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, so kann 

das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots angepasst 
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werden. In diesem Fall wird auf den maßgeblichen Durchschnittskurs der drei Börsenhan-

delstage vor der Veröffentlichung einer etwaigen Anpassung abgestellt. Das Kaufangebot 

bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots kann weitere Bedingungen 

vorsehen. Sofern das Kaufangebot überzeichnet ist bzw. im Falle einer Aufforderung zur 

Abgabe eines Verkaufsangebots von mehreren gleichwertigen Angeboten nicht sämtli-

che angenommen werden, muss die Annahme nach Quoten erfolgen. Eine bevorrechtigte 

Annahme geringerer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb angebotener Aktien je 

Aktionär kann vorgesehen werden.

		  bb.	 Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die auf-

grund dieser Ermächtigung erworben wurden, zu jedem gesetzlich zugelassenen Zweck, ins-

besondere auch zu den folgenden Zwecken zu verwenden:

		  i.	 Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder deren Durchfüh-

rung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Sie können auch im ver-

einfachten Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechne-

rischen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen 

werden. Die Einziehung kann auf einen Teil der erworbenen Aktien beschränkt werden. 

Erfolgt die Einziehung im vereinfachten Verfahren, ist der Aufsichtsrat zur Anpassung 

der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

		  ii.	 Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, die eigenen Aktien auch in 

anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre zu veräußern, 

sofern die Veräußerung gegen Barzahlung und zu einem Preis erfolgt, der den Börsen-

preis von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung 

nicht wesentlich unterschreitet. In diesem Fall darf die Anzahl der zu veräußernden 

Aktien die Grenze von 10 % des Grundkapitals insgesamt nicht übersteigen. Maßgebend 

für die Berechnung der 10 %-Grenze ist grundsätzlich die Höhe des Grundkapitals 

zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung. Mit Wirksamwerden der 

unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließenden Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmit-

teln ist die erhöhte Grundkapitalziffer maßgeblich. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung 

der Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgeblich. 

Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen 

Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder 

zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder 

zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder ent-

sprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend 

genannte 10 %-Grenze anzurechnen. 
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		  iii.	 Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ferner ermächtigt, die eigenen Aktien an 

Dritte gegen Sachleistung zu veräußern, insbesondere auch im Zusammenhang mit 

dem Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder auch Unternehmensbetei-

ligungen sowie Zusammenschlüssen von Unternehmen und sonstigen Vermögensge-

genständen (einschließlich Forderungen).

		  iv.	 Die persönlich haftende Gesellschafterin wird zudem ermächtigt, die eigenen Aktien, 

anstelle der Ausnutzung eines bedingten Kapitals der Gesellschaft, an Mitarbeiter der 

Gesellschaft und mit ihr verbundener Unternehmen, einschließlich Mitglieder der 

Geschäftsleitungen verbundener Unternehmen, auszugeben und zur Bedienung von 

Rechten auf den Erwerb oder Pflichten zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft zu 

verwenden, die Mitarbeitern der Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen 

sowie Mitgliedern der Geschäftsführung verbundener Unternehmen, etwa im Rahmen 

von Aktienoptions- bzw. Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen, eingeräumt wurden oder 

werden. 

		  v.	 Die persönlich haftende Gesellschafterin wird außerdem ermächtigt, die eigenen Aktien 

zur Bedienung von der Gesellschaft oder von ihr im Sinne des § 17 AktG abhängigen 

Gesellschaften begebener Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten 

bzw. -pflichten zu verwenden.

		  cc.	 Der Aufsichtsrat der persönlich haftenden Gesellschafterin wird ermächtigt, aufgrund dieser 

Ermächtigung erworbene eigene Aktien, anstelle der Ausnutzung eines bedingten Kapitals 

der Gesellschaft, zur Bedienung von Rechten auf den Erwerb oder Pflichten zum Erwerb von 

Aktien der Gesellschaft zu verwenden, die Mitgliedern des Vorstands der persönlich haften-

den Gesellschafterin als variable Vergütungskomponente, insbesondere im Rahmen von 

Aktienoptionsprogrammen wie dem Aktienoptionsprogramm 2013, eingeräumt wurden oder 

werden. 

		  dd.	 Die Ermächtigungen unter lit. bb und lit. cc erfassen auch die Verwendung von Aktien der 

Gesellschaft, die aufgrund von § 71d Satz 5 AktG erworben wurden.

		  ee.	 Die Ermächtigungen unter lit. bb und lit. cc können einmal oder mehrmals, ganz oder in Tei-

len, einzeln oder gemeinsam, die Ermächtigungen unter lit. bb, ii bis v können auch durch 

abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder auf deren 

Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden.

		  ff.	 Das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie 

diese Aktien gemäß den vorstehenden Ermächtigungen unter lit. bb, ii bis v und lit. cc ver-

wendet werden oder soweit dies, für den Fall der Veräußerung eigener Aktien an alle Aktio-

näre, erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen. Der anteilige Betrag der insgesamt 

bezugsrechtsfrei verwendeten Aktien darf 20 % des Grundkapitals nicht überschreiten. Maß-

gebend für die Berechnung der 20 %-Grenze ist grundsätzlich die Höhe des Grundkapitals 
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zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung. Mit Wirksamwerden der unter 

Tagesordnungspunkt 7 zu beschließenden Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln ist die 

erhöhte Grundkapitalziffer maßgeblich. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgeblich. Sofern während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe 

oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den 

Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht 

und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 20 %- 

Grenze anzurechnen. 

Auch im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 

eigener Aktien erstattet die persönlich haftende Gesellschafterin einen schriftlichen Bericht über die 

Gründe, aus denen sie bei der Verwendung von erworbenen eigenen Aktien ermächtigt sein soll, in 

bestimmten Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen (§ 186 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 71 Abs. 1 

Nr. 8 Satz 5 i. V. m § 278 Abs. 3 AktG). Der Inhalt dieses Berichts wird ebenfalls als Anlage dieser Ein

ladung zur ordentlichen Hauptversammlung bekannt gemacht. 

11.	� Beschlussfassung über eine Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb 

eigener Aktien mit möglichem Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts

Zudem soll die Gesellschaft ermächtigt werden, beim Erwerb eigener Aktien gemäß der unter Tages-

ordnungspunkt 10 zu beschließenden Ermächtigung Eigenkapitalderivate mit möglichem Ausschluss 

eines etwaigen Andienungsrechts einzusetzen. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb eigener 

Aktien darf der Erwerb eigener Aktien gemäß jener Ermächtigung nach Maßgabe der nachfolgenden 

Regelungen auch unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten durchgeführt werden. Die persönlich haftende 

Gesellschafterin wird hierzu ermächtigt, (1) Optionen zu veräußern, welche die Gesellschaft bei Aus-

übung zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft verpflichten (nachfolgend „Put-Optionen“), (2) Optionen 

zu erwerben, welche die Gesellschaft bei Ausübung zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft berechti-

gen (nachfolgend „Call-Optionen“), und (3) Terminkäufe durchzuführen, die die Gesellschaft zum Erwerb 

von Aktien der Gesellschaft zu einem bestimmten in der Zukunft liegenden Termin berechtigen. Der 

Erwerb kann ferner (4) unter Einsatz von Kombinationen aus Put-Optionen, Call-Optionen und Termin-

käufen (zusammen nachfolgend: „Eigenkapitalderivate“ oder „Derivate“) erfolgen.

	 a.	 Alle nach dieser Ermächtigung eingesetzten Eigenkapitalderivate dürfen sich insgesamt höchstens 

auf eine Anzahl von Aktien beziehen, die einen anteiligen Betrag von 5 % des Grundkapitals der 

Gesellschaft nicht übersteigt. Maßgebend für die Berechnung der 5 %-Grenze ist grundsätzlich die 

Höhe des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung. Mit Wirk-

samwerden der unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließenden Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-

mitteln ist die erhöhte Grundkapitalziffer maßgeblich. Die in Ausübung dieser Ermächtigung 
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erworbenen Aktien sind auf die Erwerbsgrenze für die gemäß der dieser Hauptversammlung unter 

Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen Aktien anzurechnen. Die 

Laufzeit der einzelnen Derivate darf jeweils höchstens 18 Monate betragen, muss spätestens am 

15. Mai 2019 enden und so gewählt werden, dass der Erwerb der eigenen Aktien bei Ausübung 

der Derivate nicht nach dem 15. Mai 2019 erfolgen kann.

	 b.	 Die Derivatgeschäfte müssen mit einem Kreditinstitut oder einem anderen die Voraussetzungen 

des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen (zusammen nachfolgend „Emissionsunter-

nehmen“) abgeschlossen werden. Der in dem Derivatgeschäft vereinbarte Preis (ohne Erwerbs

nebenkosten) für den Erwerb einer Aktie bei Ausübung der Optionen bzw. in Erfüllung des Termin-

kaufs (Ausübungspreis) darf sowohl mit als auch ohne Berücksichtigung einer erhaltenen bzw. 

gezahlten Optionsprämie den am Börsentag des Abschlusses des Derivatgeschäfts durch die Eröff-

nungsauktion ermittelten Börsenkurs der Aktie im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleich

baren Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 % unter-

schreiten. Es muss sichergestellt sein, dass die Derivate nur mit Aktien bedient werden, die von 

dem Emissionsunternehmen zuvor unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes über die 

Börse zu einem Preis erworben wurden, der den im Zeitpunkt des Abschlusses des börslichen 

Geschäfts aktuellen Kurs der Aktie im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolge-

system) nicht wesentlich über- oder unterschreitet und den am Börsentag, an dem der Abschluss 

des börslichen Geschäfts erfolgte, durch die Eröffnungsauktion ermittelten Börsenkurs der Aktie 

im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % 

überschreitet und um nicht mehr als 20 % unterschreitet.

		  Eine von der Gesellschaft gezahlte Call-Optionsprämie darf nicht wesentlich über und eine von der 

Gesellschaft vereinnahmte Put-Optionsprämie darf nicht wesentlich unter dem nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der jeweiligen Optionen lie-

gen, bei dessen Ermittlung unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu berücksichtigen 

ist. Der von der Gesellschaft bei Terminkäufen vereinbarte Terminkurs darf nicht wesentlich über 

dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Terminkurs 

liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der aktuelle Börsenkurs und die Laufzeit des Termin-

kaufs zu berücksichtigen sind. 

	 c.	 Werden eigene Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten unter Beachtung der vorstehenden 

Regelungen erworben, ist ein Recht der Aktionäre, solche Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft 

abzuschließen, ausgeschlossen.

	 d.	 Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur, soweit die Gesellschaft ihnen gegen-

über aus den Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Ein etwaiges weitergehen-

des Andienungsrecht ist ausgeschlossen.

	 e.	 Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten erworben wer-

den, gelten sinngemäß die Regelungen, die in der dieser Hauptversammlung unter Tagesordnungs-

punkt 10 vorgeschlagenen Ermächtigung enthalten sind.
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Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Von den insgesamt ausgegebenen Stück 179.824.079 Aktien sind zum Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung Stück 179.824.079 Aktien teilnahme- und stimmberechtigt.

Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimmrechts 

Aktionäre, die an der ordentlichen Hauptversammlung teilnehmen oder das Stimmrecht ausüben wollen, 

müssen sich zur ordentlichen Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nachweisen.

Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft unter

Fresenius SE & Co. KGaA 

c / o Deutsche Bank AG

Securities Production

General Meetings

Postfach 20 01 07

60605 Frankfurt am Main

Telefax: + 49 69 12012-86045

E-Mail: WP.HV@db-is.com

mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung, also bis spätestens am 9. Mai 2014, 24.00 Uhr MESZ, 

zugehen. Für den Nachweis der Berechtigung reicht ein in Textform in deutscher oder englischer Sprache 

erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut aus. Der Nachweis des 

Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 25. April 2014, d. h. 0.00 Uhr MESZ (Nachweisstichtag), bezie-

hen. Für den eingereichten Nachweis des Anteilsbesitzes erhält der Aktionär oder sein Bevollmächtigter eine 

Eintrittskarte zur ordentlichen Hauptversammlung.

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Versammlung oder die Ausübung des Stimm-

rechts als Aktionär nur, wer den besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Die Berechtigung 

zur Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem nachge-

wiesenen Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußer-

barkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Anteils-

besitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich 

der Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich; d. h. Veräußerungen von Aktien nach 

dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang 

des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. 

Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind nicht 

teilnahme- und stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag ist kein relevantes Datum für die Dividendenbe-

rechtigung.

Jede Aktie gewährt in der ordentlichen Hauptversammlung eine Stimme. 
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Verfahren für die Stimmabgabe

Stimmrechtsvertretung durch Bevollmächtigte

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der ordentlichen Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtig-

ten, z. B. durch die depotführende Bank, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person seiner Wahl, 

ausüben lassen. Auch im Fall einer Stimmrechtsvertretung sind eine fristgerechte Anmeldung des Aktionärs 

und ein Nachweis des Anteilsbesitzes wie vorstehend ausgeführt erforderlich. 

Gemäß § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf 

und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft der Textform (§ 126b BGB). Aktionäre, 

die einen Vertreter bevollmächtigen wollen, werden gebeten, das Vollmachtsformular zu verwenden, das sie 

mit der Eintrittskarte erhalten. Die Vollmacht bzw. der Nachweis der Bevollmächtigung muss entweder am 

Tag der Hauptversammlung vorgewiesen oder der Gesellschaft an folgende Adresse übermittelt werden: 

Fresenius SE & Co. KGaA

Investor Relations

c / o Computershare Operations Center

80249 München

Telefax-Nr. + 49 89 309037-4675

E-Mail: FreseniusSE-HV2014@computershare.de

Wenn die Vollmacht bzw. der Nachweis der Bevollmächtigung vorab unter der vorstehend genannten Post-

anschrift, Telefaxnummer bzw. E-Mail-Adresse an die Gesellschaft übermittelt wird, bitten wir aus organisa-

torischen Gründen um eine Übermittlung bis Mittwoch, 14. Mai 2014, 18.00 Uhr MESZ. 

Gemäß § 15 Abs. 4 Satz 3 der Satzung wird bestimmt, dass der Widerruf einer erteilten Vollmacht auch durch 

persönliches Erscheinen in der Hauptversammlung erfolgen kann. 

Soweit die Vollmacht einem Kreditinstitut oder einer anderen, mit einem solchen gemäß § 135 Abs. 8 und 

Abs. 10 i. V. m. § 125 Abs. 5 AktG und § 278 Abs. 3 AktG gleichgestellten Person, Aktionärsvereinigung oder 

Institution erteilt wird, sind in der Regel Besonderheiten zu beachten, die bei dem jeweils zu Bevollmäch

tigenden zu erfragen sind. Nach § 135 Abs. 1 Satz 2 AktG muss die Vollmachtserklärung vom Bevollmächtig-

ten nachprüfbar festgehalten werden. Eine solche Vollmachtserklärung muss vollständig sein und darf nur 

mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Akti-

onärsvereinigung oder eine andere, mit diesen gleichgestellte Person oder Institution bevollmächtigen wol-

len, werden gebeten, sich mit diesen über die Form der Vollmacht abzustimmen.

Stimmrechtsvertretung durch Vertreter der Gesellschaft

Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte Mitarbeiter als 

weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter bereits vor der ordentlichen Hauptversammlung zu bevollmächti-

gen. Die Aktionäre, die den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen 

möchten, müssen sich ebenfalls wie vorstehend ausgeführt zur ordentlichen Hauptversammlung anmelden 
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und ihre Berechtigung nachweisen. Die Vollmacht und die Erteilung von Weisungen an die von der Gesell-

schaft benannten Stimmrechtsvertreter bedürfen der Textform und müssen unter Verwendung des Formu-

lars erteilt werden, das die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte zur ordentlichen Hauptversammlung 

erhalten. Das vollständig ausgefüllte Formular kann der Gesellschaft schon vor der Hauptversammlung an 

folgende Adresse übermittelt werden: 

Fresenius SE & Co. KGaA 

Investor Relations

c / o Computershare Operations Center

80249 München

Telefax-Nr. + 49 89 309037-4675

E-Mail: FreseniusSE-HV2014@computershare.de

In diesem Fall muss das Formular aus organisatorischen Gründen bis Mittwoch, 14. Mai 2014, 18.00 Uhr 

MESZ, unter der vorstehend genannten Postanschrift, Telefaxnummer bzw. E-Mail-Adresse bei der Gesell-

schaft eingehen. Davon unberührt bleibt die Möglichkeit, die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter auch noch während der laufenden Hauptversammlung zu bevollmächtigen. 

Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter werden gemäß den von den Aktionären erteilten 

Weisungen abstimmen. Ohne die Erteilung von Weisungen ist die Vollmacht insgesamt ungültig. Bitte 

beachten Sie, dass die Stimmrechtsvertreter keine Vollmachten und Aufträge zur Ausübung des Frage- und 

Rederechts, zur Stellung von Anträgen oder zur Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungs

beschlüsse entgegennehmen und sich zu Anträgen von Aktionären während der Hauptversammlung, die nicht 

zuvor angekündigt worden sind, der Stimme enthalten werden.

Rechte der Aktionäre

Anträge von Aktionären auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG  

i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro 

erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 

Ein solches Verlangen ist schriftlich zu richten an:

Fresenius SE & Co. KGaA

Vorstand der persönlich haftenden Gesellschafterin

Fresenius Management SE 

z. H. Herrn Dr. Jürgen Götz

Else-Kröner-Straße 1

61352 Bad Homburg v. d. H.

Das Verlangen muss der Gesellschaft unter der vorgenannten Adresse mindestens 30 Tage vor der Ver-

sammlung, also bis zum 15. April 2014, 24.00 Uhr MESZ, zugegangen sein. Jedem neuen Gegenstand muss 

eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen.
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Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1 und 127 AktG  

i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG

Aktionäre können Anträge zu einzelnen Tagesordnungspunkten stellen (vgl. § 126 Abs. 1 AktG i. V. m. § 278 

Abs. 3 AktG); dies gilt auch für Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern 

(vgl. § 127 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG).

Gemäß § 126 Abs. 1 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG sind Anträge von Aktionären einschließlich des Namens 

des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung den in § 125 Abs. 1 bis 3 

AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG genannten Berechtigten (dies sind u. a. Aktionäre, die es verlangen) unter 

den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Haupt-

versammlung, also bis zum 1. Mai 2014, 24.00 Uhr MESZ, der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen 

Vorschlag der persönlich haftenden Gesellschafterin und/oder des Aufsichtsrats zu einem bestimmten Punkt 

der Tagesordnung mit Begründung an die unten stehende Adresse übersandt hat. Das Zugänglichmachen 

hat über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. Ein Gegenantrag braucht nicht zugänglich gemacht 

zu werden, wenn einer der Ausschlusstatbestände gemäß § 126 Abs. 2 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG vor-

liegt. Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zei-

chen enthält.

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge zu den verschiedenen 

Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. 

Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge, die der Gesellschaft vorab fristgerecht übermittelt worden sind,  

in der Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort mündlich gestellt werden.

Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG brauchen nicht begründet zu wer-

den. Wahlvorschläge brauchen von der persönlich haftenden Gesellschafterin nicht zugänglich gemacht zu 

werden, wenn sie nicht den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person und 

im Fall einer Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu 

bildenden Aufsichtsräten enthalten (vgl. § 127 Satz 3 i. V. m. § 124 Abs. 3 Satz 3 und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 

i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG). Nach § 127 Satz 1 i. V. m. § 126 Abs. 2 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG gibt es wei-

tere Gründe, bei deren Vorliegen Wahlvorschläge nicht über die Internetseite zugänglich gemacht werden 

müssen. Im Übrigen gelten die Voraussetzungen und Regelungen für das Zugänglichmachen von Anträgen 

entsprechend.

Etwaige Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 126 Abs. 1 und § 127 AktG i. V. m. § 278 

Abs. 3 AktG sind ausschließlich zu richten an:

Fresenius SE & Co. KGaA

Investor Relations

Else-Kröner-Straße 1

61352 Bad Homburg v. d. H.

Telefax: + 49 (0) 61 72 / 608-24 88

E-Mail: ir-fre@fresenius.com



Tagesordnung28

Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären werden unter den genannten Vor-

aussetzungen auf der Internetseite der Gesellschaft www.fresenius.de im Bereich Investor Relations / Haupt-

versammlung veröffentlicht. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genann-

ten Internetadresse veröffentlicht.

Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung von der persönlich haftenden Gesellschafterin 

Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurtei-

lung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist (vgl. § 131 Abs. 1 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG). 

Die Auskunftspflicht der persönlich haftenden Gesellschafterin erstreckt sich auch auf die rechtlichen und 

geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des 

Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. Auskunftsverlangen sind in der 

Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der Aussprache zu stellen.

Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. Unter 

den in § 131 Abs. 3 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG genannten Voraussetzungen darf die persönlich haftende 

Gesellschafterin die Auskunft verweigern. Gemäß § 17 Abs. 2 der Satzung kann der Versammlungsleiter das 

Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken; er ist insbesondere berechtigt, zu 

Beginn oder während der Hauptversammlung einen zeitlich angemessenen Rahmen für den Verlauf der Haupt-

versammlung, für einzelne Tagesordnungspunkte oder für einzelne Redner zu setzen.

Hauptversammlungsunterlagen

Vom Tag der Veröffentlichung dieser Einberufungsbekanntmachung an liegen neben dieser Einberufungs-

bekanntmachung die nachfolgend genannten Unterlagen in den Geschäftsräumen der Fresenius SE & Co. KGaA 

(Else-Kröner-Straße 1, 61352 Bad Homburg v. d. H.) zur Einsichtnahme der Aktionäre aus:

▶	 vom Aufsichtsrat gebilligter Jahresabschluss der Fresenius SE & Co. KGaA zum 31. Dezember 2013

▶	 Lagebericht der Fresenius SE & Co. KGaA für das Geschäftsjahr 2013

▶	� vom Aufsichtsrat gebilligter Konzernabschluss der Fresenius SE & Co. KGaA nach IFRS zum 31. Dezem-

ber 2013

▶	� Konzernlagebericht der Fresenius SE & Co. KGaA nach IFRS für das Geschäftsjahr 2013

▶	� Geschäftsbericht 2013 des Fresenius-Konzerns nach US-GAAP, der unter anderem den Bericht des Auf-

sichtsrats, die Erklärung zur Unternehmensführung und den Vergütungsbericht zum Geschäftsjahr 

2013 enthält

▶	� Vorschlag der persönlich haftenden Gesellschafterin und des Aufsichtsrats für die Verwendung des 

Bilanzgewinns für das am 31. Dezember 2013 abgelaufene Geschäftsjahr 2013

▶	� erläuternder Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin zu den Angaben nach § 289 Abs. 4 und 5, 

§ 315 Abs. 4 HGB

▶	� die bisherigen Unternehmensverträge in der jeweils aktuellen Fassung zwischen der Gesellschaft als 

herrschendem Unternehmen und den drei abhängigen Gesellschaften Fresenius ProServe GmbH, 

Hygieneplan GmbH und Fresenius Versicherungsvermittlungs GmbH
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▶	� die jeweiligen Änderungsvereinbarungen zu den Unternehmensverträgen zwischen der Gesellschaft 

als herrschendem Unternehmen und den drei abhängigen Gesellschaften Fresenius ProServe GmbH, 

Hygieneplan GmbH und Fresenius Versicherungsvermittlungs GmbH sowie der Wortlaut, den die 

Unternehmensverträge durch die jeweilige Anpassung erhalten

▶	� Jahresabschlüsse und Lageberichte der Gesellschaft für die letzten drei Geschäftsjahre

▶	� Jahresabschlüsse und Lageberichte (sofern sie nicht aufgrund einer Befreiung nach § 264 Abs. 3 HGB 

nicht existieren) der drei abhängigen Gesellschaften Fresenius ProServe GmbH, Hygieneplan GmbH 

und Fresenius Versicherungsvermittlungs GmbH für die letzten drei Geschäftsjahre

▶	� die gemeinsamen Berichte der persönlich haftenden Gesellschafterin der Gesellschaft als herrschendem 

Unternehmen und der jeweiligen Geschäftsführungen der drei abhängigen Gesellschaften Fresenius 

ProServe GmbH, Hygieneplan GmbH und Fresenius Versicherungsvermittlungs GmbH analog § 293a 

AktG

▶	� schriftlicher Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin an die ordentliche Hauptversammlung 

der Fresenius SE & Co. KGaA zu Punkt 8 der Tagesordnung 

▶	� schriftlicher Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin an die ordentliche Hauptversammlung 

der Fresenius SE & Co. KGaA zu Punkt 9 der Tagesordnung 

▶	� schriftlicher Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin an die ordentliche Hauptversammlung 

der Fresenius SE & Co. KGaA zu Punkt 10 und 11 der Tagesordnung

Die vorgenannten Unterlagen werden auch in der Hauptversammlung der Gesellschaft zugänglich gemacht.

Veröffentlichungen auf der Internetseite

Den Aktionären sind die Informationen nach § 124a AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG zur Hauptversammlung 

(u. a. Einberufung, zugänglich zu machende Unterlagen, Formulare zur Bevollmächtigung und Weisungser-

teilung, ggf. Anträge von Aktionären) sowie weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 

gemäß § 122 Abs. 2 AktG i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG sowie gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG 

i. V. m. § 278 Abs. 3 AktG auf der Internetseite der Gesellschaft www.fresenius.de im Bereich Investor Rela-

tions – Hauptversammlung zugänglich. Es ist beabsichtigt, die Rede des Vorstandsvorsitzenden der per-

sönlich haftenden Gesellschafterin in Ton und Bild im Internet zu übertragen.

Bad Homburg v. d. H., im April 2014

Fresenius SE & Co. KGaA

Die persönlich haftende Gesellschafterin

Fresenius Management SE

Der Vorstand
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Anlage der Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung am 16. Mai 2014

Schriftlicher Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin an die ordentliche Hauptversammlung 

der Fresenius SE & Co. KGaA zu Punkt 8 der Tagesordnung 

Nachstehend erstattet die persönlich haftende Gesellschafterin Bericht über die Gründe, aus denen sie bei 

einer Ausnutzung des Genehmigten Kapitals I in bestimmten Fällen ermächtigt sein soll, das Bezugsrecht 

der Aktionäre auszuschließen (§ 186 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG). Dieser Bericht ist ab der 

Einberufung der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft www.fresenius.de im Bereich 

Investor Relations – Hauptversammlung zugänglich. Er liegt darüber hinaus während der Dauer der Haupt-

versammlung im Versammlungssaal zur Einsichtnahme aus. 

Wenn die persönlich haftende Gesellschafterin von der Ermächtigung, das Kapital zu erhöhen, Gebrauch 

macht, wird sie die neuen Aktien aus dem Genehmigten Kapital I den Aktionären grundsätzlich zum Bezug 

anbieten. Allerdings ist die persönlich haftende Gesellschafterin nach der vorgeschlagenen Ermächtigung 

berechtigt, in den nachfolgend erläuterten Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Diese Fälle 

sind im Beschlussvorschlag im Einzelnen genannt und werden im Folgenden näher erläutert: 

Ausschluss des Bezugsrechts zum Ausgleich von Spitzenbeträgen 

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist berechtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre zum Ausgleich von Spitzenbeträgen auszuschließen, um einen runden Emissionsbetrag und ein 

glattes Bezugsverhältnis zu erreichen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, 

um bei den unterhalb der Grundkapitalziffer liegenden Erhöhungsbeträgen ein einfach und praktikabel durch-

führbares Bezugsverhältnis gewährleisten zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 

ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich 

für die Gesellschaft verwertet. Da sich ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts hier nur auf Spitzenbe-

träge beschränkt, ist ein möglicher Verwässerungseffekt gering. 

Ausschluss des Bezugsrechts im Falle einer Barkapitalerhöhung 

Mit Zustimmung des Aufsichtsrats ist ein Bezugsrechtsausschluss bei einer Kapitalerhöhung gegen Barein

lagen auch zulässig, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschrei-

tet und der anteilige Betrag der unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % 

des Grundkapitals nicht überschreitet. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze ist die Grundkapital-

ziffer, die durch die unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließende Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmit-

teln entsteht. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist 

dieser Wert maßgeblich. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung aus anderen Quellen in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden. Des Weiteren sind Rechte anzu-

rechnen, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten und die während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. 
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Diese Voraussetzungen entsprechen der gesetzgeberischen Wertung in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, nach der 

eine wertmäßige Verwässerung des Anteilsbesitzes der bisherigen Aktionäre weitgehend ausgeschlossen 

sein soll. Eine Platzierung unter Bezugsrechtsausschluss eröffnet die Möglichkeit, einen höheren Mittelzu-

fluss als im Falle einer Bezugsrechtsemission zu erzielen. Sie ermöglicht eine marktnahe Preisfestsetzung 

und damit einen möglichst hohen Veräußerungsertrag, weil die Platzierung unmittelbar nach Festsetzung 

des Ausgabebetrags erfolgen kann. Bei einem Veräußerungsangebot an alle Aktionäre könnte der Bezugs-

preis zwar gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG bis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist veröffentlicht 

werden. Aber selbst bei Ausnutzung dieses Spielraums bestünde über mehrere Tage ein Kursänderungsri-

siko, das zu Sicherheitsabschlägen bei der Festsetzung des Veräußerungspreises führen würde. Wegen der 

Länge der Bezugsfrist könnte die Gesellschaft zudem nicht kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse reagie-

ren. Die persönlich haftende Gesellschafterin der Fresenius SE & Co. KGaA soll durch die Möglichkeit einer 

Kapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss in die Lage versetzt werden, unter flexibler Ausnutzung 

günstiger Marktverhältnisse die für die künftige Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung der Eigenkapi-

talausstattung zu optimalen Bedingungen vorzunehmen. Maßgeblicher Börsenpreis ist der aktuelle Börsen-

kurs zu der Zeit, zu der die persönlich haftende Gesellschafterin den Veräußerungspreis endgültig festsetzt. 

Da wegen der Volatilität der Märkte Kursschwankungen innerhalb kürzester Frist nicht auszuschließen sind, 

soll im Vorhinein nicht festgelegt werden, ob dabei eher auf einen aktuellen, wenige Tage umfassenden 

Durchschnittskurs oder auf einen aktuellen Kurs zu einem Stichzeitpunkt abzustellen ist. Dies ist im Einzel-

fall zu bestimmen. 

Ausschluss des Bezugsrechts im Falle einer Sachkapitalerhöhung

Im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen ist der persönlich haftenden Gesellschafterin mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats ein Bezugsrechtsausschluss möglich, wenn das Genehmigte Kapital I zum Erwerb 

eines Unternehmens, von Teilen eines Unternehmens oder einer Beteiligung an einem Unternehmen verwen-

det wird. Ohne Bezugsrechtsausschluss könnte das Genehmigte Kapital I nicht für den vorgesehenen Zweck 

als Akquisitionswährung verwendet werden. Die Ermächtigung, Stammaktien der Gesellschaft gegen Sach-

einlagen zu gewähren, soll der Gesellschaft den erforderlichen Handlungsspielraum geben, um sich bie-

tende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, von Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an 

Unternehmen schnell und flexibel ausnutzen zu können. Um insbesondere auch international wettbewerbs

fähig zu bleiben, muss die Gesellschaft im Interesse ihrer Aktionäre jederzeit in der Lage sein, an den inter-

nationalen Märkten schnell und flexibel zu handeln. Dem trägt das Genehmigte Kapital I in Verbindung mit 

der Möglichkeit eines Bezugsrechtsausschlusses im Falle einer Sachkapitalerhöhung Rechnung. Es bietet 

Gelegenheit, bei sich abzeichnenden Erwerbsmöglichkeiten die Gegenleistung nicht in Geld, sondern in 

eigenen Aktien anzubieten. Dadurch wird die Liquidität der Gesellschaft geschont. Außerdem bleibt der Grad 

der Verschuldung in einem angemessenen Rahmen. Die Vermögensinteressen der Aktionäre sind durch 

die Bindung der persönlich haftenden Gesellschafterin bei der Ausnutzung der Ermächtigung geschützt, ent-

sprechend § 255 Abs. 2 AktG die neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag auszugeben, der in einem ange-

messenen Verhältnis zum Wert der Sacheinlage steht. Bei der Bemessung des Werts der als Gegenleistung 

gewährten Aktien wird deren Börsenpreis von Bedeutung sein. Eine schematische Anknüpfung an einen 

Börsenpreis ist jedoch nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht 

durch Schwankungen des Börsenpreises in Frage zu stellen. 
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Beschränkung des Gesamtumfangs bezugsrechtsfreier Kapitalerhöhungen

Von den ihr erteilten Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts darf die persönlich haftende Gesell-

schafterin nur in einem solchen Umfang Gebrauch machen, dass der anteilige Betrag der insgesamt unter 

Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht überschreitet. Maßgebend 

für die Berechnung der 20 %-Grenze ist die Grundkapitalziffer, die durch die unter Tagesordnungspunkt 7  

zu beschließende Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln entsteht. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der 

Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgeblich. Dadurch wird der Gesamt-

umfang einer bezugsrechtsfreien Ausgabe von Aktien aus dem Genehmigten Kapital I beschränkt. Hinzu 

kommt, dass eine Anrechnung auf die vorstehend genannte 20 %-Grenze stattfindet, sofern während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals I bis zu seiner Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder 

zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien 

der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht aus-

geschlossen wird. Die Aktionäre werden auf diese Weise zusätzlich gegen eine Verwässerung ihrer beste-

henden Beteiligungen abgesichert. 

Pläne für eine Ausnutzung des Genehmigten Kapitals I bestehen derzeit nicht. Die persönlich haftende 

Gesellschafterin wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe neuer 

Aktien und ggf. zum Ausschluss des Bezugsrechts im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. 

Sie wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung der Ermächtigung sowie über die konkreten Gründe 

für einen etwaigen Bezugsrechtsausschluss berichten. 

Schriftlicher Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin an die ordentliche Hauptversammlung  

der Fresenius SE & Co. KGaA zu Punkt 9 der Tagesordnung

Nachstehend erstattet die persönlich haftende Gesellschafterin Bericht über die Gründe, aus denen sie im 

Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen und / oder Optionsschuldverschreibungen bzw. von 

Kombinationen dieser Instrumente (nachstehend gemeinsam: „Schuldverschreibungen“) in bestimmten Fäl-

len ermächtigt sein soll, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen (§ 186 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung 

mit § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG). Ab der Einberufung der Hauptversammlung ist dieser Bericht auf der Inter-

netseite der Gesellschaft www.fresenius.de im Bereich Investor Relations – Hauptversammlung zugänglich 

und liegt in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsichtnahme aus. Darüber hinaus liegt er während 

der Dauer der Hauptversammlung im Versammlungssaal zur Einsichtnahme aus. 

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die Entwicklung des Unternehmens. 

Durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann die Gesellschaft je nach Marktlage attraktive Finan-

zierungsmöglichkeiten nutzen, etwa um dem Unternehmen zinsgünstig Fremdkapital zukommen zu lassen. 

Aus diesem Grund schlagen persönlich haftende Gesellschaftern und Aufsichtsrat der Hauptversammlung 

vor, die persönlich haftende Gesellschaftern zur Ausgabe von Schuldverschreibungen zu ermächtigen und 

ein entsprechendes Bedingtes Kapital III zu schaffen. 

Die Gesellschaft soll, gegebenenfalls auch über ihre Konzerngesellschaften (ausgeschlossen davon ist die 

Fresenius Medical Care AG & Co. KGaA und mit ihr verbundene Unternehmen), je nach Marktlage den deut-

schen, den internationalen oder beide Kapitalmärkte in Anspruch nehmen und die Schuldverschreibungen  
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in Euro ausgeben können. Die Schuldverschreibungen sollen auch die Möglichkeit von Pflichtwandlungen, 

etwa in Form einer Verpflichtung zur Ausübung des Options- / Wandlungsrechts, vorsehen können. Darüber 

hinaus soll anstelle der Erfüllung der Schuldverschreibungen mit Aktien aus dem Bedingten Kapital auch 

die Lieferung eigener Aktien der Fresenius SE & Co. KGaA oder die Zahlung des Gegenwerts in Geld vorge-

sehen werden können. 

Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf höchstens 

dem Nennbetrag bzw. einem unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung 

entsprechen. Der Wandlungs- / Optionspreis darf einen Mindestausgabebetrag nicht unterschreiten, dessen 

Errechnungsgrundlagen genau angegeben sind. Anknüpfungspunkt für die Berechnung ist jeweils der Börsen-

kurs der Fresenius-Aktie im zeitlichen Zusammenhang mit der Platzierung der Schuldverschreibungen. Der 

Wandlungs- / Optionspreis kann unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwässerungsschutz- bzw. 

Anpassungsklausel nach näherer Bestimmung der der jeweiligen Schuldverschreibung zugrunde liegenden 

Bedingungen wertwahrend angepasst werden, wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der Options- bzw. Wand-

lungsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere 

Schuldverschreibungen begibt oder garantiert und den Inhabern schon bestehender Options- oder Wand-

lungsrechte bzw. -pflichten hierbei kein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die Anleihebedingungen können 

auch für andere Maßnahmen der Gesellschaft, die zu einer Verwässerung des Wertes der Options- bzw. Wand-

lungsrechte oder -pflichten führen können, eine wertwahrende Anpassung des Options- bzw. Wandlungs-

preises vorsehen.

Bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. 

Um die Abwicklung zu erleichtern, soll auch die Möglichkeit bestehen, die Schuldverschreibungen an Kre-

ditinstitute, sog. Finanzinstitute oder ein Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der Verpflich-

tung auszugeben, sie den Aktionären entsprechend ihrem Bezugsrecht zum Bezug anzubieten (sog. mittel

bares Bezugsrecht). In einigen Fällen soll die persönlich haftende Gesellschafterin allerdings auch ermächtigt 

sein, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen. Diese Fälle sind 

im Beschlussvorschlag im Einzelnen genannt und werden im Folgenden näher erläutert: 

Ausgabepreis nahe dem theoretischen Marktwert

Für den Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Schuldverschreibungen gilt nach § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG 

die Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die Platzierung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre ermöglicht es der Gesellschaft, kurzfristig günstige Kapitalmarktsituationen auszunutzen 

und so einen deutlich höheren Mittelzufluss zu erzielen als im Fall der Ausgabe unter Wahrung des Bezugs-

rechts. Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre die erfolgreiche Platzierung wegen der Ungewissheit über 

die Ausnutzung der Bezugsrechte gefährdet bzw. mit zusätzlichem Aufwand verbunden. Für die Gesell-

schaft günstige, möglichst marktnahe Konditionen können nur festgesetzt werden, wenn die Gesellschaft an 

diese nicht für einen zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. Sonst wäre ein nicht unerheblicher Sicher-

heitsabschlag erforderlich, um die Attraktivität der Konditionen und damit die Erfolgschancen der jeweiligen 

Emission für den ganzen Angebotszeitraum sicherzustellen. 
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Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht wesentlich 

unter dem theoretischen Marktwert ausgegeben werden. Dabei ist der theoretische Marktwert anhand von 

anerkannten finanzmathematischen Methoden zu ermitteln. Die persönlich haftende Gesellschafterin wird 

bei der Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt den Abschlag vom 

Börsenkurs so gering wie möglich halten. Damit wird der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf 

beinahe Null sinken, so dass den Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirt-

schaftlicher Nachteil entstehen kann. 

Die Verwässerung des Einflusses der Aktionäre wird gering gehalten, weil im vorliegenden Fall auch das 

Volumen eines Bezugsrechtsausschlusses beschränkt ist. Entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG darf die 

Summe der Aktien, die auf die bezugsrechtsfrei ausgegebenen Schuldverschreibungen entfallen, 10 % des 

jeweiligen Grundkapitals nicht übersteigen. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze ist die Höhe 

des Grundkapitals zu dem Zeitpunkt, in dem die unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließende Kapitalerhö-

hung aus Gesellschaftsmitteln wirksam wird. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung die 

Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgeblich. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, 

die seit der Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Ermächtigung zur Begebung der Schuldver-

schreibungen bis zur Ausübung dieser Ermächtigung aus anderen Quellen in direkter oder entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert 

werden. Des Weiteren sind Rechte anzurechnen, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder 

zu ihm verpflichten und die seit der Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Ermächtigung zur 

Begebung der Schuldverschreibungen bis zur Ausübung dieser Ermächtigung in direkter oder entsprechen-

der Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. 

Ausgleich von Spitzenbeträgen

Die persönlich haftende Gesellschafterin soll ermächtigt werden, das Bezugsrecht für Spitzenbeträge aus-

zuschließen, um ein praktikables Bezugsverhältnis darstellen zu können. Hierdurch wird die technische 

Durchführung der Ausgabe von Schuldverschreibungen erleichtert. Diejenigen Schuldverschreibungen, die 

auf freie Spitzen entfallen, würden im Falle eines Bezugsrechtsausschlusses entweder durch Verkauf über 

die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Da sich ein etwaiger Ausschluss 

des Bezugsrechts hier nur auf Spitzenbeträge beschränkt, ist ein möglicher Verwässerungseffekt gering.

Bedienung anderer Bezugsrechte

Der marktübliche Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber bereits ausgegebener Schuldverschrei-

bungen hat den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die bereits ausgegebenen und regel-

mäßig mit einem Verwässerungsschutzmechanismus ausgestatteten Schuldverschreibungen nicht ermäßigt 

werden muss. Dadurch können die Schuldverschreibungen in mehreren Tranchen attraktiver platziert 

werden, und es wird insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermöglicht. Die vorgeschlagenen Ausschlüsse des 

Bezugsrechts liegen damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

Beschränkung des Gesamtumfangs des Bezugsrechtsausschlusses

Von den Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts darf die persönlich haftende Gesellschafterin 

maximal in einem solchen Umfang Gebrauch machen, dass die insgesamt unter Ausschluss des Bezugs-

rechts ausgegebenen Schuldverschreibungen den Bezug von Aktien der Gesellschaft mit einem Gesamtvolu-

men von 20 % des Grundkapitals ermöglichen. Maßgebend für die Berechnung der 20 %-Grenze ist die 
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Höhe des Grundkapitals zu dem Zeitpunkt, in dem die unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließende Kapital-

erhöhung aus Gesellschaftsmitteln wirksam wird. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgeblich. Dadurch wird der Gesamtumfang einer 

bezugsrechtsfreien Ausgabe von Schuldverschreibungen beschränkt. Die Aktionäre werden auf diese Weise 

zusätzlich gegen eine mögliche Verwässerung ihrer bestehenden Beteiligungen abgesichert. Durch Anrech-

nungsklauseln ist sichergestellt, dass die persönlich haftende Gesellschafterin die 20 %-Grenze auch nicht 

überschreitet, indem sie zusätzlich von anderen Ermächtigungen – zum Beispiel von einem genehmigten 

Kapital – Gebrauch macht und dabei ebenfalls das Bezugsrecht der Aktionäre ausschließt. 

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen bestehen 

derzeit nicht. Der persönlich haftende Gesellschafterin wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnut-

zung der Ermächtigung und ein etwaiger Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre sind. Sie wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung der Ermächtigung sowie über die 

konkreten Gründe für einen etwaigen Bezugsrechtsausschluss berichten.

Schriftlicher Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin an die ordentliche Hauptversammlung 

der Fresenius SE & Co. KGaA zu Punkt 10 und 11 der Tagesordnung 

Nachstehend erstattet die persönlich haftende Gesellschafterin Bericht über die Gründe, aus denen sie im 

Falle der Verwendung eigener Aktien in bestimmten Fällen ermächtigt sein soll, das Bezugsrecht der Aktio-

näre auszuschließen (§ 186 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG). Dieser Bericht ist ab der Ein-

berufung der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft www.fresenius.de im Bereich Investor 

Relations – Hauptversammlung zugänglich. Er liegt darüber hinaus während der Dauer der Hauptversamm-

lung im Versammlungssaal zur Einsichtnahme aus. 

Unter Tagesordnungspunkt 10 wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, die persönlich haftende Gesell-

schafterin zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien zu ermächtigen. Damit soll die Gesellschaft – in 

Übereinstimmung mit der ganz überwiegenden Praxis großer börsennotierter Unternehmen in Deutschland – 

ermächtigt werden, die mit dem Instrument der eigenen Aktien verbundenen Vorteile im Interesse der 

Gesellschaft und aller ihrer Aktionäre auszunutzen. Die bisherige Ermächtigung, die durch die Hauptversamm-

lung am 11. Mai 2012 erteilt wurde, ist aufgrund der unter dem Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln anzupassen, um wirtschaftlich der Ermächtigung zu entsprechen, 

die ohne diese Maßnahme bestünde. Um ein größtmögliches Maß an Flexibilität im Umgang mit eigenen 

Aktien zu gewinnen, soll die Ermächtigung für den aktienrechtlich maximal zulässigen Zeitraum von fünf 

Jahren, also bis zum 15. Mai 2019 erteilt werden.

Der Erwerb eigener Aktien kann als Kauf über die Börse, mittels eines öffentlichen Kaufangebots an alle Akti-

onäre durch die Gesellschaft selbst oder durch eine Aufforderung an alle Aktionäre zur Abgabe von Ver-

kaufsofferten erfolgen. In den Fällen der beiden letztgenannten Erwerbsmodalitäten können die Aktionäre 

selbst entscheiden, wie viele Aktien und – im Falle der Festlegung einer Preisspanne außerdem – zu wel-

chem Preis sie diese der Gesellschaft andienen möchten. In jedem Fall wird die persönlich haftende Gesell-

schafterin beim Erwerb eigener Aktien den aktienrechtlichen Grundsatz der Gleichbehandlung nach § 53a 
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AktG wahren. Die vorgeschlagenen Erwerbsmodalitäten über die Börse, über ein öffentliches Kaufangebot 

an alle Aktionäre oder durch die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten tragen sämtlich diesem 

Grundsatz Rechnung.

Sofern im Fall eines öffentlichen Kaufangebots oder im Fall einer Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsoffer-

ten die Anzahl der angedienten bzw. der angebotenen Aktien das zum Erwerb vorgesehene Rückkaufvolu-

men übersteigt, erfolgt die Annahme durch die Gesellschaft nach Quoten. Jedoch kann eine bevorrechtigte 

Annahme von geringeren Aktienstückzahlen von bis zu 100 Aktien pro andienendem Aktionär vorgesehen 

werden, um auf diese Weise rechnerische Bruchteile von Aktien bei der Festlegung der zu erwerbenden Quo-

ten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung insgesamt zu erleichtern.

Im Falle des Erwerbs im Wege eines öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels öffentlicher Aufforderung zur 

Abgabe von Verkaufsangeboten dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspanne je 

Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Schlusskurse von Aktien der Gesellschaft im Xetra-

Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den drei Börsenhandelstagen vor dem Tag 

der Veröffentlichung des Angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots 

um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Für den Fall, dass sich nach der Veröffentlichung eines 

Kaufangebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots erhebliche Abwei-

chungen des maßgeblichen Kurses ergeben sollten, kann das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe 

eines solchen Angebots angepasst werden, wobei in einem solchen Fall auf den maßgeblichen Durchschnitts-

kurs der drei Börsenhandelstage vor der Veröffentlichung einer etwaigen Anpassung abgestellt wird. Das 

Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines solchen Verkaufsangebots kann weitere Bedingungen 

vorsehen.

Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses 

erworbenen eigenen Aktien zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken zu verwenden, insbesondere auch zu 

den folgenden Zwecken:

Die vorgeschlagene Ermächtigung berechtigt dazu, in Übereinstimmung mit der ganz üblichen Praxis großer 

deutscher börsennotierter Unternehmen, die zurückerworbenen eigenen Aktien ohne weiteren Beschluss 

der Hauptversammlung ganz oder teilweise einzuziehen. Dabei ist vorgesehen, dass die Einziehung entspre-

chend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG auch ohne Kapitalherabsetzung erfolgen kann (sog. vereinfachtes Verfahren). 

Durch die Einziehung der Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich der anteilige Betrag der verbleibenden 

Aktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der Aufsichtsrat soll daher für diesen Fall ermächtigt werden, die 

Satzung hinsichtlich der sich verändernden Anzahl der Stückaktien anzupassen.

Ausschluss des Bezugsrechts im Falle einer Veräußerung gegen Barzahlung

Die eigenen Aktien der Gesellschaft können auch in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot 

an alle Aktionäre gegen Barzahlung unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. Die Gesellschaft 

wird dadurch in die Lage versetzt, schnell und flexibel auf günstige Marktsituationen zu reagieren. Außer-

dem können durch die Veräußerung von Aktien beispielsweise an institutionelle Anleger zusätzliche in- und 

ausländische Investoren gewonnen werden. Um dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre 
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angemessen Rechnung zu tragen, setzt diese Verwendungsmöglichkeit entsprechend der Regelung des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG voraus, dass die eigenen Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der 

den maßgeblichen Börsenpreis zum Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien nicht wesentlich unterschreitet; 

die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises erfolgt dabei unmittelbar vor der Veräußerung selbst. 

Zudem ist das zulässige Veräußerungsvolumen in diesem Fall auf 10 % des Grundkapitals beschränkt. Maß-

gebend für die Berechnung der 10 %-Grenze ist grundsätzlich die Höhe des Grundkapitals zum Zeitpunkt 

der Beschlussfassung der Hauptversammlung. Mit Wirksamwerden der unter Tagesordnungspunkt 7 zu 

beschließenden Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln ist die erhöhte Grundkapitalziffer maßgeblich. Sollte 

zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maß-

geblich. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächti-

gungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die 

den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei 

das Bezugsrecht gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die 

vorstehend genannte 10 %-Grenze anzurechnen. Den Aktionären wird hierdurch die grundsätzliche Möglich-

keit eröffnet, ihre Beteiligungsquote durch einen parallelen Zuerwerb von Aktien der Gesellschaft über die 

Börse zu vergleichbaren Konditionen zu erhalten.

Ausschluss des Bezugsrechts im Falle vom Einsatz eigener Aktien gegen Sachleistung

Des Weiteren können eigene Aktien auch gegen Sachleistung im Rahmen von Unternehmenszusammen-

schlüssen und beim Erwerb von Unternehmen und anderen Vermögensgegenständen unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre eingesetzt werden. Gerade im internationalen globalisierten Markt für Unter-

nehmenstransaktionen wird nicht selten als Gegenleistung auch die Lieferung liquider Aktien verlangt. Hier-

bei können sich für den Einsatz der Aktie der Gesellschaft als liquider Gegenleistung für die Gesellschaft 

interessante Chancen ergeben. Die Gesellschaft beobachtet den Markt kontinuierlich im Hinblick auf poten-

zielle Gelegenheiten, durch derartige Erwerbsmöglichkeiten im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktio-

näre eine weitere Stärkung der Gesellschaft am Markt zu erreichen. Derartige Transaktionen können unter 

Einsatz eigener Aktien flexibel und schnell und ohne die zeitlich oft nicht mögliche Befassung der Haupt-

versammlung gestaltet werden und zudem maßgeblich dazu beitragen, die Liquidität der Gesellschaft zu 

schonen. Damit liegt die Möglichkeit einer solchen Verwendung eigener Aktien insgesamt im Interesse der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Die persönlich haftende Gesellschafterin wird bei der Festlegung der 

Bewertungsrelationen zudem dafür Sorge tragen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt 

werden.

Ausschluss des Bezugsrechts im Falle vom Einsatz eigener Aktien anstelle der Ausnutzung  

eines bedingten Kapitals

Die Ermächtigung sieht ferner vor, eigene Aktien, anstelle der Ausnutzung eines bedingten Kapitals der 

Gesellschaft, unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre auch an Mitarbeiter der Gesellschaft und mit 

ihr verbundener Unternehmen, einschließlich Mitglieder der Geschäftsleitung verbundener Unternehmen, 

auszugeben und zur Bedienung von Rechten auf den Erwerb oder Pflichten zum Erwerb von Aktien der Gesell-

schaft zu verwenden, die Mitarbeitern der Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen sowie Mit-

gliedern der Geschäftsführung verbundener Unternehmen eingeräumt wurden oder werden. So soll auf diese 
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Weise etwa auch die Möglichkeit geschaffen werden, den jeweiligen Begünstigten von Aktienoptionspro-

grammen der Gesellschaft – auch ohne Ausnutzung eines bedingten Kapitals – oder aber auch zugunsten 

Begünstigter von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. Die 

Ausgabe eigener Aktien an Mitarbeiter und Führungskräfte der Gesellschaft, zumal im Rahmen von langfris-

tigen, auf den nachhaltigen Unternehmenserfolg abstellenden Vergütungskomponenten, liegt im Interesse 

der Gesellschaft und ihrer Aktionäre, da hierdurch sowohl die Identifizierung der Mitarbeiter und Führungs-

kräfte mit ihrem Unternehmen als auch der Unternehmenswert als solcher maßgeblich gefördert werden. 

Die Verwendung existierender eigener Aktien anstelle der Ausnutzung eines bedingten Kapitals kann für die 

Gesellschaft außerdem wirtschaftlich sinnvoll sein.

 

Auch zugunsten der Mitglieder des Vorstands der persönlich haftenden Gesellschafterin soll die vorgenannte 

Möglichkeit bestehen, eigene Aktien zur Bedienung von langfristigen aktienbasierten Vergütungsbestand-

teilen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden. Um potenziellen rechtsformbedingten 

Interessenkonflikten sowie der aktienrechtlichen Kompetenzverteilung angemessen Rechnung zu tragen, 

ist Adressat dieser Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien jedoch nicht die persönlich haftende Gesell-

schafterin (vertreten durch deren Vorstand), sondern deren Aufsichtsrat.

Die eigenen Aktien können zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten 

bzw. -pflichten verwendet werden, die von der Gesellschaft oder von ihr im Sinne des § 17 AktG abhängigen 

Gesellschaften begeben wurden. Zur Bedienung der daraus resultierenden Rechte kann es im Interesse der 

Gesellschaft zweckmäßig sein, statt Aktien aus einer entsprechenden Kapitalerhöhung ganz oder zum Teil 

eigene Aktien einzusetzen, wozu das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden muss.

Ausschluss des Bezugsrechts zum Ausgleich von Spitzenbeträgen

Etwaige Spitzenbeträge können bei einem Angebot an alle Aktionäre ausgeschlossen werden. Dies ist für 

die technische Abwicklung eines solchen Angebots erforderlich, um die Ausgabe von Bruchteilen von Aktien 

zu vermeiden. Die persönlich haftende Gesellschafterin wird die als sog. freie Spitzen vom Bezugsrecht der 

Aktionäre ausgeschlossenen Aktien entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmög-

lich für die Gesellschaft verwerten.

Von den vorstehend aufgeführten Verwendungsmöglichkeiten kann nicht nur hinsichtlich solcher eigener 

Aktien der Gesellschaft Gebrauch gemacht werden, die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erwor-

ben wurden, sondern es sind insoweit auch solche Aktien der Gesellschaft erfasst, die nach § 71d Satz 5 

AktG erworben wurden. Auf diese Weise wird im Interesse der Gesellschaft zusätzliche Flexibilität auch im 

Hinblick auf die Verwendung solcher eigener Aktien nach Maßgabe dieses Ermächtigungsbeschlusses 

geschaffen.

Der Vorstand der persönlich haftenden Gesellschafterin wird die Hauptversammlung über die Ausnutzung 

der Ermächtigung unterrichten.
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Einsatz von Eigenkapitalderivaten

Der Tagesordnungspunkt 11 enthält zudem den Vorschlag, die Gesellschaft zu ermächtigen, beim Erwerb 

eigener Aktien gemäß der unter Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagenen Ermächtigung Eigenkapitalderivate 

einzusetzen. Hierzu soll die persönlich haftende Gesellschafterin ermächtigt werden, (1) Optionen zu veräu-

ßern, die die Gesellschaft bei Ausübung zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft verpflichten (nachfolgend: 

Put-Optionen), (2) Optionen zu erwerben, die die Gesellschaft bei Ausübung zum Erwerb von Aktien der 

Gesellschaft berechtigen (nachfolgend: Call-Optionen), und (3) Terminkäufe durchzuführen, die die Gesell-

schaft zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft zu einem bestimmten in der Zukunft liegenden Termin 

berechtigen. Der Erwerb kann nach der unter Tagesordnungspunkt 11 vorgeschlagenen Ermächtigung ferner 

unter Einsatz von Kombinationen aus Put-Optionen, Call-Optionen und Terminkäufen (zusammen „Eigen

kapitalderivate“ oder „Derivate“) erfolgen. Dabei ist in der vorgeschlagenen Ermächtigung der Grundsatz 

vorgesehen, dass alle nach dieser Ermächtigung eingesetzten Eigenkapitalderivate sich insgesamt höchs-

tens auf eine Anzahl von Aktien beziehen dürfen, die einen anteiligen Betrag von 5 % des Grundkapitals der 

Fresenius SE & Co. KGaA zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermäch

tigung nicht übersteigt.

Einsetzbare Eigenkapitalderivate und deren Vorteile

Die vorgeschlagene Ermächtigung lässt den Einsatz von Put-Optionen, Call-Optionen und Terminkäufen sowie 

von Kombinationen dieser Eigenkapitalderivate zu.

Beim Verkauf von Put-Optionen räumt die Gesellschaft dem Erwerber das Recht ein, Aktien der Fresenius SE &  

Co. KGaA zu einem in der Put-Option festgelegten Preis (Ausübungspreis) an die Gesellschaft zu verkaufen. 

Als Gegenleistung erhält die Gesellschaft eine Optionsprämie. Wird die Put-Option ausgeübt, so vermindert 

die vom Erwerber der Put-Option gezahlte Optionsprämie den von der Gesellschaft für den Erwerb der Aktie 

insgesamt erbrachten Gegenwert. Die Ausübung der Put-Option ist für den Optionsinhaber dann wirtschaft-

lich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie der Fresenius SE & Co. KGaA zum Zeitpunkt der Ausübung unter dem 

Ausübungspreis liegt, weil er dann die Aktien zu dem höheren Ausübungspreis verkaufen kann. Aus Sicht 

der Gesellschaft bietet der Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-Optionen den Vorteil, dass der Ausübungs-

preis bereits bei Abschluss des Optionsgeschäfts festgelegt wird, während die Liquidität erst bei Ausübung 

abfließt. Der Einsatz von Put-Optionen beim Aktienrückkauf kann etwa sinnvoll sein, wenn die Gesellschaft 

bei niedrigen Kursen beabsichtigt, eigene Aktien zurück zu erwerben, sich aber über den optimalen Zeitpunkt 

für den Rückkauf, also den Zeitpunkt des günstigsten Kurses der Aktie der Fresenius SE & Co. KGaA, nicht 

sicher ist. Für die Gesellschaft kann es hier vorteilhaft sein, Put-Optionen zu veräußern, deren Ausübungspreis 

unter dem Kurs der Aktie der Fresenius SE & Co. KGaA zum Zeitpunkt des Abschlusses des Put-Options

geschäfts liegt. Der Einsatz von Put-Optionen bietet dabei insbesondere den Vorteil, dass der Rückkauf – im 

Vergleich zum sofortigen Rückkauf – auf einem niedrigeren Preisniveau erfolgt. Übt der Optionsinhaber 

die Option nicht aus, weil der Aktienkurs am Ausübungstag über dem Ausübungspreis liegt, so kann die 

Gesellschaft auf diese Weise zwar keine eigenen Aktien erwerben, ihr verbleibt jedoch die vereinnahmte 

Optionsprämie.
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Beim Erwerb einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung einer Optionsprämie das Recht, eine 

vorher festgelegte Anzahl an Aktien zu einem vorher festgelegten Preis (Ausübungspreis) vom Veräußerer 

der Option, dem Stillhalter, zu kaufen. Die Ausübung der Call-Option ist für die Gesellschaft dann wirtschaft-

lich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie der Fresenius SE & Co. KGaA über dem Ausübungspreis liegt, da sie 

die Aktien dann zu dem niedrigeren Ausübungspreis vom Stillhalter kaufen kann. Auf diese Weise kann sich 

die Gesellschaft gegen steigende Aktienkurse absichern. Zusätzlich wird die Liquidität der Gesellschaft 

geschont, da erst bei Ausübung der Call-Optionen der festgelegte Erwerbspreis für die Aktien gezahlt wer-

den muss.

Beim Terminkauf erwirbt die Gesellschaft die Aktien nach der Vereinbarung mit dem Terminverkäufer zu 

einem bestimmten in der Zukunft liegenden Termin zu dem bei Abschluss des Terminkaufs festgelegten 

Erwerbspreis. Der Abschluss von Terminkäufen kann für die Gesellschaft sinnvoll sein, wenn sie einen Bedarf 

an eigenen Aktien zum Termin zu einem bestimmten Preisniveau sichern möchte. 

Laufzeit der einsetzbaren Eigenkapitalderivate

Je länger die Laufzeit eines Eigenkapitalderivats ist, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass sich der 

Kurs der Aktie der Fresenius SE & Co. KGaA auf unvorhergesehene Weise von dem Kurs bei Abschluss des 

Derivatgeschäfts entfernt. Deshalb sieht die vorgeschlagene Ermächtigung vor, dass die Laufzeit der einzel-

nen Derivate jeweils höchstens 18 Monate betragen darf. Außerdem ist vorgesehen, dass die Laufzeit der 

einzelnen Derivate spätestens am 15. Mai 2019 enden und so gewählt werden muss, dass der Erwerb der eige-

nen Aktien bei Ausübung der Derivate nicht nach dem 15. Mai 2019 erfolgen kann. Grund hierfür ist, dass 

auch die unter Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagene Rückerwerbsermächtigung mit Ablauf des 15. Mai 

2019 endet und danach auf ihrer Grundlage keine Aktien mehr zurückerworben werden können. Da die 

unter Tagesordnungspunkt 11 vorgeschlagene Ermächtigung diese Rückerwerbsermächtigung ergänzt, soll 

hier ein zeitlicher Gleichlauf sichergestellt werden.

Weitere Ausgestaltung der einsetzbaren Eigenkapitalderivate

Die Derivatgeschäfte müssen nach der vorgeschlagenen Ermächtigung mit einem Kreditinstitut oder einem 

anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 des Aktiengesetzes (AktG) erfüllenden Unternehmen 

(zusammen nachfolgend „Emissionsunternehmen“) abgeschlossen werden. 

Der Ausübungs- bzw. Erwerbspreis ohne Erwerbsnebenkosten kann höher oder niedriger sein als der Börsen-

kurs der Fresenius SE & Co. KGaA-Aktie am Tag des Abschlusses des Derivatgeschäfts, er darf aber sowohl 

mit als auch ohne Berücksichtigung einer erhaltenen bzw. gezahlten Optionsprämie den am Börsentag des 

Abschlusses des Derivatgeschäfts durch die Eröffnungsauktion ermittelten Börsenkurs der Aktie im Xetra-

Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % überschreiten und um 

nicht mehr als 20 % unterschreiten. Die Möglichkeit, den Börsenkurs um bis zu 20 % zu unterschreiten, 

ist erforderlich, damit die Gesellschaft auch in einem volatilen Marktumfeld in der Lage ist, auch Optionen 

mit mittlerer und längerer Laufzeit zum Rückerwerb eigener Aktien zu nutzen bzw. entsprechende Termin-

käufe zu tätigen. 
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Die von der Gesellschaft gezahlte Call-Optionsprämie darf nicht wesentlich über, und die von der Gesellschaft 

vereinnahmte Put-Optionsprämie darf nicht wesentlich unter dem nach anerkannten finanzmathematischen 

Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der jeweiligen Optionen liegen, bei dessen Ermittlung unter 

anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu berücksichtigen ist. Dies und der eingeschränkte Umfang, in 

dem eigene Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten erworben werden können, entsprechen dem auf 

ein etwaiges Andienungsrecht der Aktionäre übertragenen Grundgedanken des für den Ausschluss des 

Bezugsrechts geltenden § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. Dies gilt in gleicher Weise für den Erwerbspreis bei Termin-

käufen. Durch die beschriebene Festlegung von Optionsprämie und Ausübungs- bzw. Erwerbspreis sowie 

durch die in die Derivatebedingungen aufzunehmende Verpflichtung, Optionen und Terminkäufe nur mit 

Aktien zu bedienen, die über die Börse zu dem im Zeitpunkt des börslichen Erwerbs aktuellen Börsenkurs 

der Aktie im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) erworben wurden, wird ausgeschlos-

sen, dass Aktionäre durch einen solchen Erwerb eigener Aktien wirtschaftlich benachteiligt werden. Damit 

soll entsprechend der Regelung in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG dem Gebot der Gleichbehandlung der Aktionäre 

genügt werden. Das Emissionsunternehmen muss mithin in den Derivatebedingungen sicherstellen, dass 

beim Erwerb der Aktien an der Börse auch die in der vorgeschlagenen Ermächtigung für die Gesellschaft ent-

haltenen Vorgaben beachtet werden.

Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts

Werden eigene Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten unter Beachtung der vorstehenden Regelungen 

erworben, ist ein Recht der Aktionäre, solche Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen, nach 

der vorgeschlagenen Ermächtigung ausgeschlossen. Dadurch, dass die Gesellschaft die Derivatgeschäfte mit 

einem Emissionsunternehmen abschließen kann, wird sie – anders als bei einem Angebot zum Abschluss 

von Eigenkapitalgeschäften an alle Aktionäre – in die Lage versetzt, diese Derivatgeschäfte auch kurzfristig 

abzuschließen. Dies gibt der Gesellschaft die notwendige Flexibilität, auf Marktsituationen schnell reagie-

ren zu können.

Bei einem Erwerb eigener Aktien unter Einsatz dieser Eigenkapitalderivate soll den Aktionären ein Recht 

auf Andienung ihrer Aktien nur insoweit zustehen, als die Gesellschaft ihnen gegenüber aus den Derivatge-

schäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Ein etwaiges weiter gehendes Andienungsrecht ist in der 

vorgeschlagenen Ermächtigung ausgeschlossen. Andernfalls wäre der Einsatz der in der vorgeschlagenen 

Ermächtigung vorgesehenen Eigenkapitalderivate im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien nicht möglich 

und wären die damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile nicht erreichbar.

Durch die zuvor beschriebenen Festlegungen wird ausgeschlossen, dass Aktionäre beim Erwerb eigener 

Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten einen wesentlichen wirtschaftlichen Nachteil erleiden. Da die 

Gesellschaft einen fairen Marktpreis vereinnahmt bzw. zahlt, erleiden die an den Derivatgeschäften nicht 

beteiligten Aktionäre insbesondere keinen wesentlichen wertmäßigen Nachteil. Die Stellung der Aktionäre 

entspricht im Wesentlichen ihrer Stellung beim Aktienrückkauf über die Börse, bei dem nicht alle Aktionäre 

tatsächlich Aktien an die Gesellschaft verkaufen können. Die Vorgaben für die Ausgestaltung der Eigenkapital-

derivate und die Anforderungen für die zu liefernden Aktien stellen sicher, dass auch bei diesem Erwerbs-

weg der Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre gewahrt ist. Deshalb ist es gerechtfertigt, dass ein 

Anspruch der Aktionäre, die vorgenannten Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen, ausge-

schlossen ist.
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Bei Abwägung aller genannten Umstände halten die persönlich haftende Gesellschafterin und der Auf-

sichtsrat den Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 

Aktionären für angemessen. Die persönlich haftende Gesellschafterin wird der Hauptversammlung über die 

Einzelheiten einer Ausnutzung der Ermächtigung zum Rückerwerb eigener Aktien unter Einsatz von Eigen-

kapitalderivaten berichten.

Verwendung unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten erworbener Aktien

Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten erworben werden, gelten 

die Regelungen sinngemäß, die auch für eigene Aktien gelten, die aufgrund der unter Tagesordnungspunkt 

10 lit. b vorgeschlagenen Ermächtigung erworben werden.

Bad Homburg v. d. H., im April 2014

Fresenius SE & Co. KGaA

Die persönlich haftende Gesellschafterin

Fresenius Management SE

Der Vorstand 
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	 Bitte senden Sie 

 

	� ein Exemplar des Fresenius-Geschäftsberichts 2013  

(nach US-amerikanischen Rechnungslegungsgrundsätzen)

	� ein Exemplar des Fresenius-Konzernabschlusses / Lageberichts 2013 

nach International Financial Reporting Standards

	� ein Exemplar des Jahresabschlusses / Lageberichts 2013 der Fresenius SE & Co. KGaA

	 an folgende Adresse:

	 Firma:

 

	 Name / Vorname:

 

	 Straße / Postfach:

 

	 PLZ / Ort:

 

	 Telefon:



Antwort

Fresenius SE & Co. KGaA

Investor Relations

61346 Bad Homburg v. d. H.

Bitte 
ausreichend 
freimachen

Unser Geschäftsbericht 2013 sowie 
der Fresenius-Konzernabschluss 
nach IFRS und der Jahresabschluss 
der Fresenius SE & Co. KGaA sind im 
Internet unter www.fresenius.de 
abrufbar. Wenn Sie ein gedrucktes 
Exemplar möchten, können Sie 
dieses mit der vorliegenden Karte  
bei uns anfordern.

Die weiteren Hauptversammlungs
unterlagen sind ebenfalls im Internet 
unter www.fresenius.de abrufbar 
und können individuell bei der 
Gesellschaft angefordert werden.


